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Vorwort. 



Die Veranlassung zu der vorliegenden Arbeit bot ein am 
11. Juni 1901 im sUats> und vetwaltungsrechtlicben Seminar der 
Wiener Universität von mir gehaltener Vortrug. Die gUnstige 
Beurteilung, die meinen Erörterungen zu Teil wurde, und nament- 
lich die freundliche Aufforderung des Herrn Professors Bbrbatzik 
ermunterten mich, den damals nur dem kleinen Kreise der Seminar- 
teilnehmer bekannten Vorschlag der grossen Oeffentlichkeit zur Dis- 
kussion zu stellen. Es bestimmt mich InsbeBondere dazu das wachsende 
Interesse an dem Pro]>ortionalwahtsystem in allen Ländern, selbst in 
solchen, welche wie mein Vaterland ein Kuriensjstem besitzen. Wer 
das politische Leben in Oesterreich in letzter Zeit beobachtet, kann 
an der Thatsache nicht vorübergehen, dass die Idee der Proportional- 
vertretnng berufen zu sein scheint, in den Versuchen, die man hier 
machen wird und muss, um den nationalen Kämpfen ein Ziel zu 
setzen, eine grosse Rolle zu spielen. £s eignet sich dazu, weil 
es allen Parteien in gleicher Weise zu gute kommt und weil es 
die Idee der Gerechtigkeit rein repräsentiert. Es steht über den 
politischen Parteien. 

Darum war es auch mein Streben, nirgends für oder gegen eine 
politische Partei Stellung zu nehmen. Der Oegenstand, mit dem 
sich die folgenden Blätter beschäftigen, verlangt als erste Voraus- 
setzung Freiheit von allen parteimässigen Vorurteilen. Ich war 
bemüht, dieser Grnndforderung soweit als möglich gerecht zu werden. 

Das Froportionalwafalsystem eignet sich jedoch nicht nur fQr die 
Parlamentswahlen. Ebenst^t, ja vielleicht noch besser, fnnktioniert 
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IV Vorwort. [IV 

es bei den Kommuaalvertretuagen , bei ßeligionsgesellschaften , bei 
SteuereinschätzungskommiBsionen und überhaupt bei allen öffeotlicheii 
Korporationen und Kollegien und endlich auch bei allen Privat- 
yereinen, bei Aktiengeaellschaften insbesondere. Doch ist in den 
nachfolgenden Blättern ausschliesslich die Wahl der parlamentarischen 
Vertretungskörper ins Äuge gefasst. Die Anwendung des propor- 
tionalen Systems auf andere Gebilde erfordert eine spezielle Be- 
trachtung, 

Sollte den in dieser Schrift enthaltenen Anregungen ein Erfolg 
beschieden sein, so verdanke ich ihn in allererster Linie der ganz 
besonderen Förderung, die mein hochverehrter Lehrer, Herr Pro- 
fessor Bebnatzib, der Arbeit angedeihen liess. Ich erffllle eine an- 
genehme Pflicht, wenn ich ihm hieför meinen Dank ausspreche. 

Herr Em. Cattbau, Chef des Bureaus der belgischen Kammer, 
war so freundlich, mir statistische Daten und eine von ihm aus- 
gearbeitete, sehr instruktive Tabelle über die Ergebnisse der bel- 
gischen Wahlen des Jahres 1900 zu Übersenden. Ich habe manche 
Anregungen aus diesem Materiale empfangen und erlaube mir, an 
dieser Stelle Herrn C&tteau für seine Liebenswürdigkeit und Mühe- 
waltung meinen Dank abzustatten. 



Angern bei Wien, im August 1901. 
J 



Siegfried Qeyerhahn. 
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Entwickelang des Wahlrechtes. 

Wenn wir die Qeschicbte des Wahlrechtes für clie Vertrehinga- 
körper ftufmerksam betrachten, kOnnen wir drei Entwickelungastafen 
deutlich QQtersclieideii. Mit der Geburt des konstitutionellen Staats- 
wesens entstand auch das Wahlrecht fKr die modernen Vertretnngs- 
hörper. Daes aber dieses trotz der jeweiligen grossen Umwälznug 
im gesamten öfiTentlichen Leben nicht nach völlig neuen Prinzipien 
geordnet wurde, ist nicht verwunderlich. Vielmehr ist es nur be- 
greiflich, dass in dem Zeitpunkte des Entstehens des modernen 
Staates auch Grundsätze der früheren Verfassung — freilich in etwas 
geänderter Gestalt — angewendet wurden, das heisst für unseren 
Fall : es waren nicht vom Anfang an alle Staatsbürger wahlberechtigt, 
es sonderten sich Vielmehr erst bestimmte, ungefähr den alten Stän- 
den analoge Gruppen ab. So schufen sich diese Kreise ein Monopol 
für die Vertretungskörper und wussteu es sich mitunter durch rigo- 
rose Bestimmungen über die Abänderung des Wahlrechtes in hin- 
reichendem Masse zu sichern. War es doch ein Grundsatz Aer alten 
ständischen Verfassung, dass nur einige soziale Gruppen eine Ver- 
tretung haben durften, während die überwiegende Mehrheit der 
Bevölkerung keinen Delegierten entsenden konnte! 

Dieser Grundsatz wurde, wenn auch in geänderter Gestalt, im 
modernen Staate ebenfalls zur Anwendung gebracht. Freilich geschab 
diese Verengerung der politischen Hechte — und das Wahlrecht ist 
vielleicht das wichtigste und aus guten Gründen umstrittenste poli- 
tische Recht — nicht überall, vielmehr wurde in Ländern, deren 
VerfasBungsleben sich stürmisch entwickelte, vieles bedeutend rascher 
erreicht. Die Geschichte liefert uns zwei Ausnahmen von der oben 
angeführten Regel. Sowohl bei der Begründung der Vereinigten 
Staaten von Nordamerika als auch beim Ausbruch der grossen tran- 
zösischen Revolution wurde sofort allgemeines und gleiches Wahl- 
recht durchgesetzt; in Frankreich war dieses Wahlrecht freilich ein 
Wiener Stodlen. III. Bd., *. Heft. 1 [22] 
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indirektes. In allen anderen Staaten aber wurde bei der Begründung 
des modernen Staatswesens ein beschränktes Wahlrecht geschaffen. 
UehrigeDB trat gerade in Frankreich im 4. Jahrzehnt des 19. Jahr- 
hunderts eine Beaktion durch die Einführuug des Censuawahirechtes 
ein. So bestätigen die beiden erwähnten Aufinahmen nur die Regel, 
dass tbatsäcblich das beschränkte Wahlrecht die erste Entwicke- 
lungBstufe darstellt. Es konnte begreiflicherweise das Streben der 
vom Wahlrecht aasgeschlossenen Yolksmassen nicht ausbleiben, auch 
eine Beteiligung am öffentlichen Leben zuerkannt zu erhalten. Mit 
mehr oder weniger Ungestfim, mit mehr oder weniger Beharrlich- 
keit und schliesslich anch mit mehr oder weniger Erfolg wurde 
überall ein Kampf um die Erweiterung des Wahlrechtes geführt. 
Allmählich kam es auch in den meisten Sultnrstaaten zur Ein^rung 
des allgemeinen und gleichen Wahlrechtes. Vom Standpunkte eines 
in Wahrheit vorurteilsfrei Denkenden muss dieses Wahlrecht ent- 
schieden als ein Fortschritt betrachtet werden. Denn damit ent- 
schwindet ein Stück mittelalterlicher Anschauung, die doch immer 
in der Bevorrechtung kleinerer Kreise des Staates zum Schaden der 
Mehrheit bestand; damit werden endgültig ungerechtfertigte Privi- 
legien sehr wichtiger Natnr, die bisher gewissen Gruppen des Volkes 
zukamen, beseitigt. Es weisen auch die Staaten mit allgemeinem 
nnd gleichem Wahlrechte eine raschere Entwickelnng auf als jene 
Reiche, die noch beim beschränkten Wahlrechte verharren. Ja, das 
allgemeine und gleiche Wahlrecht hat sich sogar als ein Eultur- 
faktor von nicht zu unterschätzendem Werte erwiesen. Deshalb 
Verden wohl auch alle Staaten, die modern sind oder als modern 
gelten wollen. Über kurz oder lang, wenn in ihnen bisher noch 
immer beschränktes Wahlrecht gilt, den Schritt zum allgemeinen 
und gleichen Wahlrecht machen müssen. 

Betrachten wir dieses Wahlrecht, das wir als die zweite Ent- 
wickelungsstufe anzusehen haben, in seinen Wirkungen etwas näher ! 
Wenngleich wir seine bedeutenden Vorzüge gegenüber der voran- 
gegangenen Entwickelungsstufe anerkennen, so dürfen wir dennoch 
die schweren Fehler desselben nicht ausser Acht lassen. Es zeigte 
sich nämlich bald nach der Einführung dieses Systems, dass es sich 
nicht als das bewährte, was viele Parteien von ihm in kühnen 
Hofißiungen erwartet hatten. Denn das Parlament war durchaus 
nicht das treue Spiegelbild der Wählerschaft, weil die Minoritäten 
in den einzelnen Wahlbezirken keine Vertretung erhalten konnten. 
Wenn schon der einzelne Abgeordnete nur mit Hilfe einer ziemlich 
kühnen Fiktion behaupten konnte, er sei der Vertreter seines 
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Bezirkes — in Wirklichkeit war er doch bloss Abgesandter der 
Majorität — , so konnte mit um so geringerer Berechtigmig das 
ganze Abgeordnetenhaus als das gelten, was zu sein es vorgab, was 
zu sein ihm alle unterschoben — die wahrheitsgetreue Vertretung, 
der Wählerschaft.: Die verschiedenen Parteien verfQgten nicht ftber. 
so viele Sitze, als ihnen gemäss der für sie al^egebenen Stimmen- 
anzahL gebOhrt hätten, sondern fiber weniger oder über m^r. 
Davon, dass eine solche Repräsentation das Spiegelbild der in deni 
Volke herrschenden Wünsche und Forderungen, der in der Wähler- 
schaft lebenden politischen Gesinnungen sei, konnte daher keine 
Rede sein. 

Beispiele illustrieren am besten die Richtigkeit der aufgestellten 
Behauptungen. Es ist leider nnm^lich, solche Belege aus Oester- 
reich zu bringen. In Betracht kämen da überhaupt nur die Wahl- 
ergebnisse der fünften Kurie, die nach dem Ornndsatze des allge- 
meinen und gleichen Wahlrechtes eingerichtet ist. Allein in der 
Schaffung der fünften Kurie liegt wohl nur ein kümmerliches Kom- 
promiss zwischen zwei grundverschiedenen politischen Anschauungen, 
So entstand in Oesterreicb ein Wahlsystem ganz eigener Art, das 
in seiner Seltsamkeit kaum die Gewähr eines dauernden Bestandes 
in sich birgt. Neben dem Hanptübelstand, dass diese fünfte Kurie 
nur ein Anhängsel der privilegierten Kurien ist, fällt bei näherer 
Betrachtung noch ein anderer, ganz bedeutender Fehler auf. Es 
werden nämlich von den 72 aus allgemeinen Wahlen hervorgehen- 
den Abgeordneten nur 16 direkt , hingegen 56 indirekt gewählt ^. 
Wird schon bei den direkten und allgemeinen Wahlen eine Majorität 
häufig künstlich geschaffen, in welch höherem Masse kommt dieser 
Fall bei den indirekten Wahlen vor. Es tritt hier eine doppelte 
Majorisiernng ein. Zut^hst werden die Wahlmänner gewählt ; 
hierbei werden zum ersten Male die Minoritäten unterdrückt ; sie 
haben auf die endgültige Wahl keinen oder einen relativ zu geringen 
Eindnss. Falsch ist die Ansicht , dass eine Unterdrückung der 
Minoritäten nicht oder nicht in bedeutendem Umfange stattfinde, 
weil doch die Anzahl der für die verschiedenen Parteien abgegebenen 
Stimmen in den einzelnen Wahlorten verschieden hoch sei. so dass 
bis zu einem gewissen Grade eine Kompensation eintrete. Die Er- 
fahrung lehrt das Gegenteil. Denn nur selten ist eine Partei in 
dem einzelnen Wahlorte mit ebensovielen Stimmen in der Majorität, 
als sie anderswo in der Minorität blieb, und umgekehrt. Schliesslich 

' Infolge der Aeudernng einiger Landtagswahlordnungen in der. letzten 
Zeit wird dieses Terh&huis bei den kommenden Wahlen etwM günstiger sein. 
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ist auch der Thatsacte Beachtung zu schenken, daas die Wablmänner 
nach dem Wesen der Sache kein imperatives Mandat erhalten kSn- 
nen, einen bestimmten Kandidaten zu \ri&len. Der Urwähler weiss 
also nicht einmal, ob der Kandidat seiner Partei auch wirklich die 
Stimme des Wahlmannes erhalten werde. — Es ist zwar bedauer- 
lich, dass die Wahlergebnisse der ffinften Kurie in Oesterreich für 
unsere Zwecke unbraachbar sind, steht aber ausser Zweifel. Wir 
können uns mit Hilfe dieser Daten keineswegs eine Vorstellang 
davon machen, welchen Anhang die einzelnen Parteien in der 
Wählerschaft haben. Dazu kommt noch die vielfoch bestehende 
Einrichtung der mündlichen Wahl, die eine weitere beträchÜiche 
Fälschung des Resultates bedeutet. 

Es müssen demnach fremde Wahlergebnisse zur Betrachtang 
herangezogen werden. Die folgende Tabelle * zeigt die Verteilung 
der Stimmen und Sitze — nach Parteien geordnet — auf Grund 
der am 16. Juni 1898 stattgefnndenen Wahlen fUr den Deutschen 
Reichstag unter Bedachtnahme auf die einige Tage später erfolgten 
Stichwahlen. Es gab 397 Mandate, 16 Parteien traten in den 
Wabtkampf. Die Tabelle zeigt, dass trotz allgemeiner, gleicher 
und direkter Wahl die 8itze auf die einzelnen Parteien nicht nach 
dem Masse ihrer numerischen Stärke verteilt sind. 
(Tabelle siehe nachstehend 8. 5 oben.) 

§2. 

Das ProportionalwahlsTStem. 

Die nachstehende Tabelle bezeugt wohl deutlich, dass auch das 
allgemeine, gleiche und direkte Wahlrecht, wie es im Deutschen 
^Beiche herrscht, besserungsbedürftig ist. Dass es auch besse- 
rungsfähig ist, wollen die Froportionalisten beweisen, die es 
versuchen, jene Uebelstände, die das einst so herbeigesehnte, dann 
bei seiner gesetzlichen Festlegung mit hochgespannten Erwartungen 
begrUsste, allgemeine und gleiche Wahlrecht trotz seiner Vorzüge 
mit sich schleppte, durch Reformen zu paralysieren. Sie haben es 
sich bei der Aufstellung ihrer Systeme zur Aufgabe gemacht, eine 
den Stärkeverhältnissen der Parteien genau entsprechende Vertretung 
zu schaffen, es zu sichern, daas die Zusammensetzung des Parlaments 
sich als Spiegelbild der Parteien darstelle '. 

' Ygl. auch die a,m Schlusee dieser Broschüre befindliche, umfangreichere 
Tabelle. 

' Vgl. UiHABEtn, Diacours I, 81; Bldhtschli, Allgemeinea Staatsrecht, 
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Dan ProportiDiiBJwa.hlByBtem. 



Partei 


Stimmen ' 


Erhaltene 
Sitze 


Zahl der dem 
Slimmenverhält- 
nia entsprechen- 
den Sitze 


Nationalliberal 

Freisinnige Volkspartei .... 


859 200 
971300 
195 700 
558 800 
284 800 

1 455 100 

2 107 100 
108 500 
110400 

104 300 
343 600 

105 200 
244100 
107 400 

15 400 
146 800 


59 
49 
12 
29 
13 
101 
56 
8 
6 
6 
19 
9 
U 
10 

1 

5 


45 
51 
10 
29 

14 


Saddeateche Yolkepartei .... 

Bund der Laodwirte 

BajriKcher Bauernbund .... 

Weifen und Partiknlariaten ... 

Polen 

Eb&Mer 

Dänen . . 


110 
5 
5 
5 

18 
5 

12 
5 











Summen || 7 716 700 | 397 | 

WeDD statt dei gebräuchlichen, atomistisclLeD odei mecbamscben 
Vertretung eine dynamische verlangt wird, so muss d^egen ein- 
gewendet werden, dass eine solche unmöglich wäre. Denn wonach 
sollte die dynamische Verteilung vorgenommeo werden? Soll es 
darauf ankommen, welche Bildungsstufe die einzelnen Volkskreise 
haben oder welchem Berufe sie angehören oder etwa welche wirt- 
schaftliche Bedeutung ihnen zukommt? Es wären gewiss noch 
andere Massstäbe denkbar. Nehmen wir non an, es sei bereits zu 

6. Anfl., S. 68; Robert v. Mohl, EncjUopKdie der StaatswiMenachaflea, 2. Aufl. 
1872, S. 248. 

' Die Zahlen nnd einer amtlichen Qaelle, dem .Statittiscben Jahrbach 
fQr das Dentache Reich* entnommen, daa der Vereinfachiuig halber überall auf 
100 abgerundete Zahlen enth&li Genauere Beaultate liefert die .Statistische 
Yierteljabraacbiift für da« Deutsche Reich', die gar keine Abrunduug vornimmt^ 
aber den Nachteil hat, dnss de bei der Rechnung alle kleineren Parteien 
zusammenlegt, so dass man über deren Sttoke keinen AufifohluBs erh&lt. 
Doch gerade die Stimmeuan zahlen der kleineren Parteien interessieren ans be- 
sonders, da diese am meisten Qefahr laufen, bei der Wahl unterdrückt zu 
werden. Es war deshalb besser, die Angaben des , Statistischen Jahrbuchs* 
anzuwenden, zumal der Fehler bei einer Stimmenanzahl von nahezu acht Mil- 
Uonoi onbedmitend ist 

* Der Berechnung wurde das später (§ 10) zu erörternde Verfahren zu 
Qrunde gelegt. 
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einer Einigung Aber den zu wählenden Massstab gekommen, so 
fangen die Schwierigkeiten erst recht an. Denn vor allem ist die 
Festfitellung der Wichtigkeit der einzelnen Gruppen noch immer 
eine sehr schwierige und strittige Angelegenheit. Dazu kommt noch, 
daas auch in Rücksicht auf den gewählten Massstab im Laufe der Zeit 
notwendig in der Bedeutung der einzehien Yolkskreise Verschiebungen 
eintreten mUssen. Schon diese wenigen Bemerkmigen zeigen, dass 
die dynamische Vertretung, die auf den ersten Blick gewiss viel für 
sich hat, undurchführbar ist. 

Etwas ähnliches hat A. Schäffle verlangt ', Nur fordert er 
statt der ausschliesslich dynamischen Vertretung ein gemischtes 
System; neben die aus allgemeinen Wahlen hervorgegangenen Ab- 
geordneten sollen noch gewählte Vertreter der verschiedenen kraft 
staatlicher Anordnung organisierten Berufsgruppen treten. ScHij-pue 
verlangt für Oesterreich nach Analogie der bestehenden Handels- 
und Gewerbe-, Advokaten- und Aerztekammern die Schaffung von 
Arbeiter-, Gehilfen-, Handwerkerkammern u. dgl. und will diesen 
Berufsorganisationen das Recht der Bestellung eigener Vertreter im 
Reichsrate geben. Es wäre wohl recht schwierig, die Bedeutung 
der Berufe für die Gegenwart sowohl als auch für die Zukunft zu 
fixieren. Aber abgesehen von dieser Schwierigkeit kann als sicher 
angenommen werden, dass die Berufnorganisationen sich wieder in 
politische Parteien spalten würden. Dadurch wäre aber der Zweck 
der Reform vereitelt, denn dem Abgeordnetenhause würden nicht 
so sehr Abgesandte eines Berufes als wieder Anhänger schon ver- 
.tretener Parteien zugeführt werden. Ein Beispiel bieten gerade in 
Oesterreich die Abgeordneten der Handels- und Gewerbekammern, 
die sich stets den politischen Parteien anschlössen. 

. Bei allen Wahlen zeigte es sich, dass sich die Bevölkerung 
nicht nach Berufen, Ständen n. dgt., sondern ausschliesslich nach 
Parteien gliederte. Daher ist es auch gerechtfertigt, wenn die 
Froportionalisten dieser Erscheinung Rechnung tragen und das Schwer- 
gewicht auf die richtige Vertretung der Parteien legen. 

Es wird zwar behauptet, dass die Proportionalisten inkonsequent 
seien. Denn für die Wahl sei ihnen der Grundsatz der verhältnis- 
mässigen Vertretung massgebend, während sie nicht leugnen könnten, 
dass die von dem proportional gebildeten Vertretungskörper zu 



' .Volks Vertretungsprobleme ana Äulasa der Öaterreichisohen Wahlreform* 
in der .Zeitwhiift für die gesamte StaatowiBsensehaft', 50. Jahi^og, Tübingen 
1894, S. 2S2— 335. 
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fassendeo BescliKisse durch Anwendung des Prinzips der absoluten 
Majorität zu stände kommßn müssen. Dies« 'Inkonsequenz besteht, 
wie bekanntlich schon Cohsiderant ausgeführt hat, in Wahrheit 
nicht. ' Denn Wahl und Beschlnss aind zwei durch ihren Zweck und 
durch ihr Wesen ganz verschiedene Dinge. Wenn ein Beschlues 
gefasst werden soll, gibt es nur ein „Ja" oder „Nein", ein ,Ffir' 
oder „Wider". Ein Drittes ist undenkbar. Es sind also nur zwei 
Anschauungen möglich. Bei der Wahl verhält sich die Sache weseut- 
lieh anders. Denn hier kSnnen ebensoviele Anschauungen zum Aus- 
druck kommen, als Parteien im konkreten Fall in den. Wahlkampf 
eingetreten sind. Man darf eben nicht zwei verschiedene Dinge 
unter demselben Gesichtspunkte betrachten. TJebrigens sbd sich 
des hervorgehobenen Unterschiedes die Parlamente wohl bewusst. 
Dies zeigt sich augenscheinlich bei: den Wahlen, die das Parlament 
ans seiner Mitte vorzunehmen bat, also namenUicb bei den verschie- 
denen Anascbfiseen. Da berücksichtigt man meist die Stärkt der 
verschiedenen Parteien nnd weist die Mandate den einzelnen Parteien 
nach der Zahl ihrer Vertreter zu. Es wäre nur der Beweis eines 
konsequenten Vorgebens, wenn das Parlament auch, streben n^ürde^ 
denjenigen Akt, dem es sein Dasein verdankt, nämlich die Wahl 
der Abgeordneten, nach dem Grundsatze der proportionalen Ver- 
tretung einzurichten. 

Und so wollen denn auch die Proportionalisten , dass die 
Majorität herrscht, sie wollen, dass sie die Beschlüsse fasst, aber 
sie wollen zugleich, dass diese so mächtige Majorität keine dnrch 
Zufall oder gar durch böse Absicht — durch Ausübung einer 
chikanösen Wahlkreisgeometrie — geschaffene sei. Der Majoritäts- 
wille soll binden. Allein wir brauchen auch eine Garantie dafür, 
dass nicht etwas als Wille der Majorität ausgegeben werde, was 
in Wirklichkeit nur der Wille einer Pseudomajorität ist. Und diese 
Garantie bieten die Proportionalwahlsysteme, die uns die dritte Stufe 
in der Entwickelung des Wahlrechtes darstellen. Es soll nicht be- 
hauptet werden, dass damit auch die letzte Stufe gegeben sei, aber 
mit guten Gründen können wir in diesen Systemen einen iPortschritt 
erblicken. Das Proportionalwahlrecht ist keine Panaeee, wie es 
Ebnst Naville in seinen phantasievollen Zukunftsträumen anzu- 
nehmen scheint. Aber gewiss würden durch die Einführung einer 
proportionalen Verteilung der Mandate manche schwer empfundene 
Missstände des aDgemeinen und gleichen Wahlrechtes beseitigt 
werden. — 

Es kommt in den einzelnen Bezirken sehr oft vor, dass grosse 
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Minoritäten jeder Vertretung entbehren mfisBen. Wenn beispiels- 
weise 5000 Stimmen abgegeben werden, so kann es vorkommen, 
dasB eine Partei 2499 Stimmen erhält und nnrertreten bleibt. ,Bei 
jeder MebrbeitswabI spielt in . dem einzelnen Wahlkörper jede 
Partei, ftir sich betrachtet, va banqne. ,Aile8 oder nichts^ ist die 
Losang* K 

Diesen Uebelständen aochten die Minoritätenvertretungssysteme 
zu begegnen, die eine Uebergangsphase zwischen dem Systeme 
der absolnten Majorität und dem Proportionalwahlfiystem darstellen. 
Denn diese Systeme beseitigen zwar einige ganz besonders in die 
Augen fallende Auswüchse des geltenden WabWerfahrens , erhalten 
aber die alten ärundsätze im Wesen anfVecht. Die beiden Haupt- 
gruppen, das »Tote limit^* und das «roteaccumulä'', sowie mancherlei 
Versuche, beide Systeme zu verbinden, erfQIlen ihren Zweck nicht 
oder nicht vollständig und sind deshalb zn verwerfen. 

Die Proportionalisten wollen den Uebelständen des geltenden 
Wahlsystems durch Anwendung einer mathematisch genauen Ver- 
teitungsberechnung ein Ende machen; sie stellen gegenüber dem 
alten Prinzipe der einfachen Majorität ein neues, das der verhältnis- 
mässigen Vertretung anf. 



Onmdzttge des VorschlagB. 



Die Einerwahl. 

Das gegenwärtig in den meisten Staaten herrschende Wahlrecht 
hat manche Vorzöge, deren Verlust vielleicht Nachteile im defolge 
hätte. Ist es denn nicht möglich, diese Vorzüge auch in einem 
Froportionalwahlsysteme zur Anwendung zu bringen? 

Ein Vorteil ist die Einerwahl ; sie ist das älteste und einfachste 
Verfahren. Der mehrstelligen Wahl ist sie nicht nur wegen der 
Einfachheit vorzuziehen, sondern auch deshalb, weil durch eine ein- 
stellige Wahl ein inniger Zusammenhang zwischen Wähler und Ge- 
wähltem ermöglicht wird. Freilich wird durch die Einerwahl gerade 
im jetzigen Wahlrechte ein Unrecht geschaffen, das zu beseitigen 
die Proportionalisten bemüht sind, nämlich die Unterdrückung des 

' Frofeasor Hkikhich ßosiH, iMinoritätenvertretung und ProportionalwaU*, 
Berlin 1892, S. 8. 
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WilUns der Minoritäten. Deshalb ist die Meinting ziemlich ver- 
breitet, dass die Proportionalisten auf die Porderang der mehr- 
stelligen Wahl nicht Terzichten können. Eben dadurch, bo schliesst 
man, dasa ein Wahlbezirk mehrere Vertreter zu wählen habe imd 
man durch irgendwelche Einrichtungen der Minorität die Zuerken- 
nuDg der ihrer Stärke entsprechenden Mandate verbürge, sei der 
Forderung der Proportionalisten Oenüge getbtui. Doch gibt es auch 
Schriftsteller und Politiker, die einen Modna zur Aufrechterbaltung 
der Einerwahl gefunden haben, nnd dann erlangt die einstelhge 
Wahl eine andere Bedeutung als in den vorangegangenen Wahl- 
systemen. 

Am nächsten kommt der alten Einerwahl das zu Be|^nn der 
siebziger Jahre des 19. Jahrhunderts von Ehilb db Gikabdin kon- 
zipierte System, das im Jahre 1881 in der Gesetzgebung Brasiliens 
Eingang fand. Bemerkenswert ist, dass in Brasilien bereits vorher 
(1875 — 18S1) ein Minoritätenvertretungssjstem nach der Art des 
vote limit^ bestand. Die theoretische Begründung fand dieses System 
schon im Jahre 1850 dnrch ein Werk des Nabob CAvALCAifTi *. 

Im Oirardinschen Systeme wird das ganze Land als ein Wahl- 
bezirk angesehen; jeder Wähler darf nur fDr einen Kandidaten 
stimmen. Als gewählt sind diejenigen zu erklären, welche die 
meisten Stimmen erhalten haben und zwar gerade so viele, als 
Mandate zu vergeben sind. Es wird bei demjenigen mit dem Zählen 
begonnen, der die meisten Stimmen erhielt und dann wird — ent- 
sprechend der Zahl der für die einzelnen Kandidaten abgegebenen 
Stimmen — in absteigender Richtung vorgegangen. Das System 
hat den Vorzug der Einfachheit, aber auch mehrere üebelstlinde. 
Vor allem ist dasselbe nicht genau, sondern es hängt viel vom Zu- 
fall ab. Dann müssen — bei dem Wegfall der einzelnen Wahl- 
bezirke — sehr viele Kandidaten aufgestellt werden, und dabei kann 
es sich ereignen, dass einzelne beliebte Männer eine ungeheure 
Stimmenanzahl auf sich vereinigen, also an erster Stelle als gewählt 
zu erklären sind, während die di minores derselben Partei verschwin- 
dend wenig Stimmen erbalten, so dass sie ohne Mandat bleiben. 
Das ist aber eine künstliche, ungebührliche Schwächung der Partei, 
eine Thatsacbe, die den Forderungen der Proportionalisten ganz 
zuwider läuft. Es kann auch der Fall vorkommen, dass weniger 



' Vgl. ,Die Proportionalwahl' von Profeuor Eduund Berhatzie im Schmol- 
lerachen J^ibuch, Jahrgang 1893, S. 407 ff. ; ,La repr^ntation proportionnelle', 
.Btudes de l^gislation et de statiatique compar^et', Paris 1888, S. 273 ff. 
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EsndidateQ zu Gebote stehen, als Mandate zu vergebeo sind, und 
damit üt die Acwendbarkeit des Systems fiberbanpt in Frage ge- 
steUt. 

Aach die gmndlegenden Systeme voa Thouab Habe und AndrA. 
beruhen auf der — freilich etwas g^nderten — Einetwahl. Diese 
Autoren gestatten es nämlich dem W&hler, auf dem Stimmzettel 
anzugeben, wem seipe Stimme ffir den FaU, als sie ffir den eigenen 
Kandidaten nicht mehr nfitig wäre, zuzuzählen sei. 

Ebenso beruhen manche der sogenannten australischen Systeme 
auf der Einerwahl. Alle diese Systeme haben das gemeinsame Merk- 
mal, dasB der amtliche Stimmzettel die Namen aller in den Wahl- 
kampf tretenden Kandidaten aufgedruckt hat, so dass der Wähler 
bei dem voa ihm bestimmten Kandidaten nur ein gewisses Zeichen 
zu machen bat. Dieses Zeichen kann ein Kreis, Punkt, Kreaz oder 
— wie in Belgien - — die AusfQlluog eines im schwarzen Felde 
weiss gelassenen Kreises sein und wird in einer fOr diesen Zweck 
bestimmten, neben den Namen der Kandidaten bäfindlichen Kolonne 
angebracht (, Australiecher Stimmzettel*). Durch einen solchen Stimm- 
zettel wird den Wählern die Aufgabe bedeutend erleichtert, die 
Uebersicht wesentlich erhöht. Auch das Amt der Wahlkommissionea 
wird minder beschwerlich und langwierig. Eine unleserliche Schrift 
kann ebensowenig vorkommen als eine undeutliche oder falsche Be- 
zeichnung des Kandidaten. Sofort ist es klar, welcher Partei und 
welchem Bewerber die Stimme zuzufallen hat. Gegen den australi- 
schen Stimmzettel spricht höchstens der eine Grund, dass seine Her- 
stellung zu kostspielig ist. Dieser Grund ist aber kleinlich. Da 
nun die Vorteile des australischen Stimmzettels grösser sind als die 
Nachteile, so ist das Streben gerechtfertigt, diesen Stimmzettel ein- 
zufahren und mit der Einerwabi, die wegen ihrer Vorzüge beibehalten 
werden soll, zu kombinieren. 

§ i- 
Beibehaltung der Wahlbezirke. 

Es wurde oben schon eines Systems Erwähnung geihan, welches 
das ganze Land als einen einheitlichen Wahlbezirk auf&sst. Bei 
einer solchen Gestaltung treten die Lokalinteressen sehr bedeutend 
in den Hintergrund. Doch ist die Forderung allgemein als gerecht- 
fertigt anerkannt, die auch den Interessen örtlich begrenzter Yolks- 
kreise eine Vertretung sichern will, ohne einer Vorherrschaft der 
lokalen Interessen über die allgemeinen das Wort zu reden. 



,y Google 



321] 



Beibehaltung der Wulilbezirke. 



11 



Die Mehrzahl der Proportionalisten- weise die VoTzQge der Wahl- 
kreiaeinteiluQg zu wSrdigen. So bleibt auch dos modernste Pro- 
portionalwahlgesetz, aStnlicb daa belgische rom 29. Dezember 1899, 
bei der Teilung des Landes in Wahlbezirke; in den einzelnen Be- 
zirken herrscht Proportionalwahl. Daraus folgt, dass wohl die ein- 
zelnen Bezirke eine parteiproportionale Verteilung der Mandat« 
aufweisen, keineswegs aber, dass die Gesamtheit der Abgeordneten, 
das Parlament als solches, dieses Oefüge zeigt. Das erhellt aus der 
folgenden AufsteUung , der die Resultate der am 25. Mai 1900 in 
Belgien vorgenommenen Wahlen zu Grunde liegen. 



Partei 


Erhaltene 

Stimmen 


Erhaltene 
Sitze 


Zahl der dem 

entsprechenden 
Sitze 


Katholiken 

Christliche Demokraten. . 

Liberale 

Wilde 


993 945 
52474 
504 962 
466100 
43 233 


86 
1 

3? 

33 



74 
3 
37 
35 
3 


zusammen. . 


2 060714 


152 


152' 



Auffallend ist das Missverhältnis namentlich hei den Katholiken, 
die bei wahrhaft proportionaler Verteilung nicht die absolute Majorität 
aller Mandate erhalten hätteii,. während sie jetzt bei ihren 86 Man- 
daten über eine geschlossene Majorität verfügen. 

Es wurde also nur ein Stttekwerk geschaffen. Man wollte ein 
proportionales Wahlrecht begründen, - in Wahrheit wurde, wie der 
Erfolg zeigt, nur ein Ansatz dazu gemacht. 

Einen ganz eigenartigen Vorschlag machte ' K. SiBorsiED fOr 
die Landtagswahlen in Württemberg*. Er überläset nämlich die 
Einteilung in Wahlbezirke dem freien Ermessen der politischen 
Parteien, d. h. also: die einzelnen Parteikomitees grenzen in freier 
Uebereinkunft ihre Sprengel ab, stellen dann für jeden so geschaffenen 
Bezirk drei bis vier Kandidaten auf, die dann den zugehörigen 
Wählern empfohlen werden. Es kann aber jed^r Wähler nur einen 
Kandidaten wählen, Stellen wir uns nun vor, dass die einzelnen 



■ BezDglich der Berechnung vgl. § 10. 

' Ygl. R. SrEBFRiBD, .Dia Proportionalwahl. 

bergischen YerfaaBungafrnge.* Berlin 1898. 
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Parteien diese Abgrenzung Tornehmen. Schon innerhalb jeder be- 
sonderen Partei wird es gewiss sehr schwer sein , einttäclitig bei 
dieser Teilung vorzugehen. Da werden SonderwUnnche in beäng- 
stigender Zahl aufbauchen. Kun soll aber jede Partei für sieb allein 
das Land einteilen kSnnen I Es ist kaum abzusehen , was für eine 
heillose Yerwirrung dadurch geschaffen würde. Sisgfeibd hat hier 
eine Zuversicht zur Verträglichkeit nnd Einsicht der Parteien be- 
knndet, die ganz gewiss nicht erfüllt wUrde, da gerade zur Zeit 
der Wahlen die Parteien am schroffsten einander gegenfiber stehen. 
Darum ist es auch gerechtfertigt, wenn wir den Parteien die Frei- 
heit dieser Abgrenzung nicht zuerkennen, sondern die Legislative 
oder Exekntive mit der Einteilung des Landes in Wahlbezirke be- 
trauen. 

Wie bewahren wir aber Einerwahl und Wahlbezirke, deren 
mannig&che Vorteile ja klar sindP Ist es nicht möglich, ein solches 
System zu finden, in dem sich sowohl die Vorteile des Zentralis- 
mus als auch die des Partikularismus zeigen, ohne darum deren 
Nachteile aufzuweisen? Auf diese Fragen sollen die folgenden £r- 
firterungen Antwort geben. 

§5. 

Der Watilvorgang. 

Der Grundgedanke unseres Vorschlages ist folgender: Das Land 
wird nicht in so viele Wahlbezirke geteilt, als Mandate zu ver- 
geben sind, sondern in weniger Wahlbezirke. Das Zweckmässigste 
ist die Schaffung halb so vieler Bezirke'. Innerhalb des einzelnen 
Bezirkes herrscht einstellige Wahl, so daas zunächst die Hälfte 
aller Mandate besetzt ist. Nach vorgenommener Wahl wird die 
Summe aller im ganzen Reiche abgegebenen Stimmen ermittelt, 
hierauf die Gesamtzahl der jeder Partei zugefallenen Stimmen auf- 
gesucht. Dann wird berechnet *, wie viel Mandate der Stärke jeder 
einzelnen Partei entsprechen, und zwar mit Berücksichtigung der 
gesamten Anzahl der zu besetzenden Mandate. Hierauf werden die 
in der Minorität gebliebenen Bewerber des ganzen Reiches 
parteienweise gruppiert. Innerhalb jeder Gruppe wird der> 
jenige, der die meisten Stimmen erhalten hat, an die Spitze gestellt; 
ihm folgt derjenige, der die nächstmeisten Stimmen erhielt nnd so 
fort. Für jede Partei werden sodann so viele aus der Zahl ihrer 



■ Vgl. § 9. 

* Die Methode wird im § 10 angegeben 
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nicht durcbgedrangenen Kandidaten als Abgeordnete erklärt, als ihr 
nach der Berechnung noch znkommen sollen. Bei der Bestimmung 
dieser Abgeordneten wird innerhalb jeder Partei nach der Anzahl 
der für jeden Kandidaten abgegebenen Stimmen in absteigender 
Keihenfolge TOrgegaogen. Nehmen wir ein Beispiel an. Es seien 
400 Mandate zu vergeben; daher sind 400:2 = 200 Wahlbezirke 
zu schaffen. Der Wahlakt geht in der auch jetzt gebräuchlichen 
Weise in allen 200 Bezirken vor sich '. Es werden also sofort 
200 Abgeordnete gewählt, die sich auf die Terschiedenen Parteien 
verschieden verteilen. Es seien vier Parteien — A, 6, C und D — 
thätig gewesen. Das Ergebnis der Wahlen sei das folgende: 



Die Partei A erhielt 150 000 Stimmen 

„ B , 120000 

. C , 80 000 

, D , 50000 



95 Sitze; 



200 SitM. 



zuaammen 400 000 Stimmen; 

Es ist dies ein Besultat, das gewiss leicht vorkommen kann. 
So kann die Partei C in vielen Bezirken mit einer ansehnlichen 
Minorität unterlegen sein. 

Eechnungsgeraäss sollte auf je 2000 Stimmen (= 400 000 : 200) 
ein Vertreter entfallen. So oft also die Zahl 2000 in der Stimmen- 
anzahl der einzelnen Parteien enthalten ist, so viele Sitze sollten 
diese Parteien haben '. Führen wir diese Rechnung durch, so kommen 
wir zu der folgenden Aufstellung: 



Die Partei A soll von den 200 Mandaten 75 haben 



) hat 95 Mandate 
. 55 



) Mandate ; 200 Mandate. 

Es zeigt sich, dass nur die Partei D eine ihrer Stärke genau 
entsprechende Anzahl von Mandaten hat. A hat um 20 Mandate 
zu viel, B um 5, C um 15 zu wenig. Aber es sind nicht 200, 
sondern 400 Mandate zu vergeben 1 Wir müssen also die oben 
gefundenen Zahlen bei allen Parteien mit 2 multiplizieren, um 
die jeder Partei gebührende Zahl der Mandate mit Rücksicht 
auf alle 400 Mandate zu erhalten. 

' Später (§ 6) Boll die Fordenmg der absolaten Majorität ihre Begründung 
finden. 

° Dieser Rechnung wurde die nrEprOngliche HARHche Methode zn Grunde 
gelegt, die in diesein einfachen Beigpiel dieselben Ergebnieae wie das genaue 
D'HosDTsche Verfahren liefert. 
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Es euUprechen der Stärke da sie nur Mandats muBS sie noch erhalten 

der Partei: hat: Mandate: 

A . . ISO Mandate 95 55 



zua. 400 Mandate; 200 Mandate; noch 200 Mandate. 

Wir ordnen die imterlegenen Eiindidateii — und zwar für jede 
Pattei gesondert — nach der Zabl der für sie abgegebenen Stimmen 
nnd erklären der Reibe nach so viele Bewerber zu Abgeordneten, 
als den einzelnen Parteien noch rechmiEgageinäas fehlen. Dann ist 
das der Kopfiahl der Yerachiedenen Parteien entsprechende Ver- 
bältniB sofort beigestellt. 

Es durfte aus den bisherigen Erörterungen klar geworden sein, 
dass in diesem Systeme der Yerhältnisgrundsatz rein durchgeführt 
wird; auch die Lokalinteressen sind genügend berücksichtigt. 

In Spanien ist durch das Gesetz vom 28. Dezember 1878 eine 
Einrichtung getroffen worden, an die der erörterte Vorschlag einiger- 
maasen erinnert. Das Land ist in Wahlbezirke geteilt, in denen 
teils einstellige, teils mehrstellige Wahl herrscht. Dort, wo mehrere 
Abgeordnete zu wählen sind, ist das vote limite eingef^rt, so dass 
bei Distrikten mit 3 Abgeordneten die Stimmenabgabe auf 2, bei 
solchen mit 4 oder 5 auf 3, bei solchen mit 6, 7 oder 8 auf 4, 5 
oder 6 Kandidaten beschränkt ist. „Von dem Kongresse werden aber 
auch als Deputierte zugelassen und proklamiert diejenigen , welche, 
ohne ron einem Wahldistrikt gewählt zu sein, ihre Zulassung be- 
anspruchen , weil sie in den verschiedenen Distrikten bei der all- 
gemeinen Wahl rückaichtlich jedes Distriktes Stimmen in der Minder- 
heit oder Stimmengleichheit erhalten haben, welche zusammen- 
genommen mindestens die Gesamtsumme von 10000 ergeben'." 

Die Aehnlichkeit mit dem hier vorgeschlagenen Systeme liegt 
in der Möglichkeit der Minoritätsmandate. 



Absolute oder relaÜTe Majorität? 

Es ist eine Frage von entscheidender Bedeutung, ob zur Er- 
reichung eines Mandates im einzelnen Bezirke absolnte oder relative 
Majorität gefordert werden soll. Zugegeben muss werden , dass 

' Dr. M&NDGL ToRRss Caupos, .Das Staatsrecht de« Königreichs Spanien' 
im .Handbuch des Öffentlichen Rechts" von MAngcARDSKN, Freiburg i. B. 188d. 
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diese Fraige für die bisherigen Proportionalsysteine keine Bedeutung 
hatte, einfach deshalb, weil Dberall gleich im ersten Wahlgang die 
Terhältaismässige Yerteilung stattfand. Die Eombination , die das 
hier vorgeschlagene System kennzeichnet, n&mlich Beibehaltang der 
Einerwahl nnd der Wahlbezirke, kann dieser Frage ebensowenig 
ans dem Wege gehen als die bisherigen unproportionalen Systeme. 
Sollen wir uns tat eines dieser beiden Prinzip« entscheiden, so 
mQssen wir mit Berücksichtigung des vorgeschlagenen Systems die 
Yorzfige und Nachteile beider gegeneinander abw^en und darnach 
unsere Entscheidung treffen. 

Wenn viele Parteien in den Wahlkampf eingreifen, dann ergibt 
sich gewöhnlich eine weitgehende Zersplitterung der Stimmen. Qebt 
man nun von dem Grundsatze aus, dass derjenige als gewählt zu 
gelten habe, der die relativ meisten Stimmen, wenn auch nicht mehr 
als alle anderen Kandidaten zusammen, erhalten hat, so ßilscbt man 
im voraus das Resnltat. Denn bei der Abgabe des Stimmzettels 
wird sich so mancher besinnen und nicht dem Manne seines Ver- 
traQens und seiner Parteirichtung seine Stimme geben, sondern 
einem anderen, aussichtsreicheren Kandidaten. Dies wird er des- 
halb tbun, weil er vor allem den Kandidaten einer Gegenpartei 
zum Falle bringen will; er weiss, dass seine Partei keine Aussicht 
hat, die relative Mfy'orität za erreichen. Deshalb sucht er von zwei 
liebeln das kleinere aus und wählt einen Bewerber, der zwar nicht 
seiner Partei angehört, aber ihm mehr zusagt als ein Kandidat einer 
besonders gefürchteten, dabei aussichtsreichen Partei. 

Nehmen wir nun den Fall an, dass bei Geltung des Grund- 
satzes der relativen Mehrheit noch die proportionale Yerteilung der 
Ergänzungsmandate — wie oben ausgeführt — eintrete. Die Ver- 
teilung der Mandate kann naturgemäss nur nach der Anzahl der für 
jede Partei abgegebenen Stimmen vor sich gehen. Das wäre aber 
eine falsche Grundl^e. Denn viele Wähler haben, wie früher aus- 
geführt wurde, ihre Stimmen nicht nach der wahrhaften Partei- 
überzeugung, sondern auf Grund bestimmter, wahlpolitischer Er- 
wi^pingen abgegeben. So wäre denn diese Grundlage das np&cov 
•j)s&$oc. Die Folge müsste sein, dass auch die Gesamtheit der Ab- 
geordneten die Stärke der Parteien unrichtig zum Ausdruck brächte. 
Obwohl dieser Grund allein ausreichend ist, am die Forderung nach 
der relativen Majorität ad absurdum zu führen, da dadurch eben 
keine proportionale Verteilung geschaffen würde, so mögen 
trotzdem noch einige Bemerkungen folgen, die ftlr das Prinzip der 
absoluten MajoriUit sprechen. 
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Die AufirechterlialiuDg der Wahlbezirke hat doch aach den 
Zweck, dass die lokalen Interessen gewahrt werden. Ee wäre nun 
sonderbar, wenn die Tertretnng eines Bezirken in die Hände jemandes 
gelegt wQrde, der es nur der Zersplitterung seiner Gegner zu danken 
hat, dasB er gewählt wurde. Wir mOssen dabei noch daran denken, 
wie unendlich schwer es mitunter ist, den Ausgang einer Wahl im 
voraus zu bestimmen. Es ist ja genügend bekannt, dass üeber- 
rascbuugen in den Wahlresultaten durchaus nicht zu Seltenheiten 
gehdren. Die Folge davon ist , dasa bei Geltung des relativen 
Majoritätsprinzipa gelegentlich der Stimmenabgabe sich auch viele 
von falschen Erwägungen leiten lassen. Sie glauben nämlich, 
dass ihre Partei keine Aussicht hat durchzudringen, während die 
Sache in Wirklichkeit gaaz anders steht. Eine Unkenntnis Ober 
die Parteignippierung in der Wählerschaft ist die notwendige Folge. 
Diese Unkenntnis wird um so grösser, je länger das relative Majoritäta- 
prinzip in Geltung steht. Dadurch würde der oben hervorgehobene 
Fehler vervieltiMiht. Es können doch falsche Wahlreaultate wiederum 
nur falsche Proportional Vertretungen geben. 

Wir mfissen also die Forderung nach der absoluten Majorität 
erheben. Zeigt es sich nun ii^endwo, dass kein Kandidat die ab- 
solute Majorität erlangt hat, so ist zwischen den beiden Kandidaten, 
welche die grössten Stimmenanzahlen erreicht haben, eine Stichwahl 
vorzunehmen. Diese Stichwahl wird genau in der Weise durch- 
geführt, wie sie auch jetzt fast überall in Uebung ist. Was die 
Entwickelung und Häufigkeit der Stichwahlen betrifft, so mögen für 
das Deutsche Reich folgende Ziffern ein Bild darüber liefern. Es 
gab bei einer Mandatenanzahl von 397 bei den Wahlen in den 
Deutschen Reichst^: 

61 Stichwahlen : 



Diese beinahe unnoterbrochen steigende Tendenz der Zahlen 
hängt mit der Farteibilduug zusammen. Einerseits tauchten manch- 
mal neue Parteien aof, andererseits suchten die alten Parteien auch 
in solchen Bezirken, in denen sie vorher keinen Kandidaten auf- 
gestellt hatten, festen Fuss zu fassen. Teils waren diese Kandidaten 
solche, mit deren Dnrchbringen man ernstlich rechnete, teils waren 
sie sogen. „Zählkandidaten" . Es Hegt auf der Hand, dass damit 
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«ine noch weitergehende Zersplitterung der Stimmen verbunden war. 
Setzen wir nun den Fall, für die Wahlen in den Deutschen Reichs- 
tag hätte die relative Majorität genflgt, so wären ohne Zweifel alle 
Resultate wesentlich andere gewesen. 

An dieser Stelle sei nur kurz darauf verwiesen, dass überall 
-dort, wo die relative Majorität als hinreichend gilt, die Parteien 
«ine geradezu eiserne Lebenskraft bewähren, dass neu auftretende 
Parteien schlechte Aussichten haben, da die alten, grdsseren Parteien 
ceteris paribus bedeutend leichter darchdringen. England, wo die 
zwei grossen Parteien der Liberalen und Konservativen sich viele 
Menschenalter hindurch erhalten haben, und die Vereinigten Staaten 
-von Nordamerika, in denen das gesamte öffentliche Leben von den 
ftepublikanern und Demokraten beherrscht wird, bieten Belege dafür, 
dass bei der Geltung des relativen Majoritätsprinzips ein mitunter 
gefährlicher Parteikonservativismus erzeugt wird. In beiden Ländern 
haben die grossen Parteien bedeutende Vorteile, die Bildung neuer 
Parteien ist sehr erschwerte 

Nun wird man aber vielleicht sagen: »Es soll ja zugegeben 
werden, dass das Prinzip der absoluten Majorität für die reinen 
llebrheitswahlen gerechtfertigt ist. Wie verträgt es sich aber mit 
■der Proportionalwahl? Bei der Stichwahl erscheint doch die Partei- 
Gruppierung ganz anders!" Die letztere Behauptung ist ersichtlich 
wahr, und ihr soll auch nicht widersprochen werden, aber die 
Parteigruppierung bei der Stichwahl kann eben für sich allein 
ilurchaus nicht massgebend sein, da sie ein falsches Bild der Wähler- 
schaft gibt und geben muss. Die Stichwahl kann also prinzipiell 
keinen anderen Zweck haben, als die Bestimmung jenes Mannes 
herbeizufuhren, der thatsächlich das Vertrauen seines Bezirkes im 
:grössten Masse geniesst, der vielleicht auch zar Vertretung der 
■Sonderinteressen geeignet erscheint. Er soll den Bezirk , sein 
Wünschen und Streben, repräsentieren. Aber ganz selbstverständ- 
lich scheint die Forderung, dass bei der Verteilung der zweiten 
Hälfte der Sitze nur das Ergebnis des ersten Wahlganges 
massgebend sein darf. Denn in ihm und nur in ihm kommt 
die Stärke der Parteien zum genauen Ausdrucke. Auch für die 
Stichwahl kann der australische Stimmzettel Verwendung finden. 

Unser Vorschlag gipfelt in folgenden zwei Sätzen : 

1. Wir halten für die Erlangnng eines Mandates im einzelnen 

' N&heres bietet ia sehr klarer Weise R. Siigfried ia dem Bchon citierten 
Bache .Die Proportioiialwalil", 

Wienec StnOien. in. Bd.. i. Heft. 2 [28] 
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Wahlbezirke an der absoluten Majorität fest und folgericbtig auch 
an der Geltung der Stichwahlen. 

2. Für die Zuweisung der zweiten Hälfte der Mandate ist der 
erste Wahlgang ausschliesslich massgebend. 



Die Präsentation der Kandidaten. 

Die Proportionalisten stimmen darin überein, dasa sie die Kandi- 
daturen auf eigene Faust nicht zulassen. Es werden nur diejenigen 
Stimmen fGr gültig angesehen, die auf vorher olSziell beglaubigte 
Kandidaten lauten. Diese Einrichtung widerspricht nicht dem Grund- 
sätze der geheimen Wahl ^. Denn Präsentation ist noch keineswegs 
Wahl; und dann könnte ja, wie später ausgeführt werden soll, für 
die Geheimhaltung der Namen der Unterzeichner Sorge getragen 
werden. Wollte man der gegenteiligen Anffassimg beistiounen, sO' 
mUsste man konsequenter Weise verlangen, dass niemand auf irgend- 
welche Art erkennen lassen dürfe, wie er abstimmen werde oder 
abgestimmt habe. Die Wahl kann beim Proportionalsystem genau 
so geheim sein als bisher. Denn auch bis nun emp&hlen oft ein- 
zelne Wähler in mehr oder minder energischer Weise einen Kandi- 
daten, und doch ist es niemandem eingefallen, daraus den Schluss 
zu ziehen, dass auf diese Weise der Ornndsatz der geheimen Wahl 
gefährdet werde. 

Die Beglaubigung der Kandidaten geschieht in der Weise, dass^ 
jeder Bewerber auf einem Vorschlag, der von einer gesetzlich be- 
stimmten Zahl von Wählern desselben Bezirkes unterzeichnet ist 
und der bis zu einem festgesetzten Tage bei der Behörde eingereicht 
sein mtiss, als Kandidat bezeichnet wird. Auf diesem Vorschlag 
muss auch die Parteizugehörigkeit des Bewerbers deutlich angegeben 
werden. Auch eine Erklärung des Kandidaten, dass ^r mit seiner 
Aufstellung einverstanden sei , muss beiliegen. Die Zahl der vor- 
schl^enden Wähler kann verschieden festgesetzt werden. Es sollen 
einerseits nicht zu wenige verlangt werden, denn sonst könnte es 
leicht zu mutwilligen Kandidaturen kommen, die Zahl der Bewerber 
würde überdies zwecklos erhöht werden, andererseits nicht zu viele. 



' Vgl. das Urteil de« preassiechen Ob erver waltongsgeriehtes vom 26. Sep- 
tember 1900, mitgeteilt in der .Neuen Zeif, XIX. 3abTgB:ag, II. Bd., Nr. 32, 
S. 164 — 187, und die daseibat von Eduard QaXr gegen das citierte Urteil er- 
hobenen Einwände. 
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damit 63 keine Schwierij^keiten mache, die geforderte Zahl von 
Unterschriften aufzubringen. Eine für alle Staatswesen in gleichem 
Masse zweckmässige Ziffer läest sich nicht festlegen. Ist das Land 
in grosse Wahlbezirke eingeteilt, so wird eine grössere Zahl von 
Unterschriften, im entgegengesetzten Falle eine kleinere zu ver- 
langen sein. Das belgische Wahlgesetz vom 29. Dezember 1899 
verlangt beispielsweise 100 Wähler ^ 

Die Proportionalwahl widerspricht auch nicht dem Grundsätze 
der Freiheit der Wahl. Denn wenn sich einige — relativ nur ge- 
ringe — Wähler zusammenfinden, so haben sie doch die Möglich- 
keit, ihren Vorschlag einzureichen. Kann ein Bewerber nicht ein- 
mal die im Gesetze fQr die Präsentation verlangte Anzahl von 
unterzeichnenden Wählern aufbringen , so ist ja seine Kandidatur 
schon von vornherein aussichtslos. 

Wenn dagegen eine Partei in einem Bezirke so schwach ist, 
dass sie nicht einmal die erforderliche Zahl von Unterschriften auf- 
bringen kann, so könnte dann freilich der Part ei an gehörige in diesem 
Bezirke nicht für seine Partei stimmen. Um diese Härte zu ver- 
meiden, könnte man die Einrichtung treffen, dass auf dem Stimm- 
zettel eine Spalte frei bleibt. In diese Kolonne darf der Wähler 
dann, wenn fflr den Bezirk kein Kandidat der eigenen 
Partei aufgestellt wurde, die Namen der in einem anderen 
Bezirke aufgestellten Kandidaten seiner Partei schreiben. Dadurch 
würde der Forderung nach Freiheit der Wahl völlig Gentige ge- 
leistet werden. 

Die Einreichungsfrist darf weder zu kurz noch zu lang be- 
messen sein ; im allgemeinen dürfte es genfigen , die Einreichung 
bis längstens 14 Tage vor dem Wahltag zu fordern. 

Von einiger Bedeutung ist auch die Frage, ob mehrfache Kandi- 
daturen desselben Bewerbers zugelassen werden sollen. Das schon er- 
wähnte belgische Gesetz verbietet sowohl die Kandidatur eines und 
desselben Mannes in verschiedenen Bezirken als auch auf den Listen 
verschiedener Parteien^. Die Anordnung, dass niemand auf ver- 
schiedenen Listen im selben Wahlbezirke kandidieren darf, ist ge- 
rechtfertigt und kann deshalb in den erörterten Vorschlag ohne 
weiteres aufgenommen werden. Anders steht es mit dem Verbote 
der Kandidatur desselben Mannes auf den Präsentationen derselben 

' Art. 164 des ciüerten Geaeties. 

* Art. 256: .Un candidat ne peut figurer aur plua d'une liate dane la 
mSme «lection. . . . Nul ne peut etre candidat en m@me temps dana plui d'un 
collöge dleotoral." 
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Partei in verschiedeneu Bezirken. Das belgische Gesetz geht wahr- 
scheinlich Ton der Erwägung aas, dasB es im Interesse der Berück- 
sichtigung der Lokalintereseen nicht zugegeben werden solle, dass 
eine Partei in verschiedenen Bezirken denselben KandidateD auf- 
stelle. Denn oft legt die Leitung einer Partei grosses Gewicht 
darauf, einem bestimmten, hervorragenden Manne ein Mandat zu 
verschaffen. Man kandidiert ja einen Parteiführer in mehreren Be- 
zirken, damit seine Wahl wahrscheinlicher werde. Dass hierbei oft 
die Wähler der in Betracht kommenden Bezirke nicht gefragt werden, 
ist zweifellos ein Uebelstand, den das belgische Gesetz offenbar ver- 
meiden will. Die Garantie dagegen ist aber iu der Vorschrift ge- 
geben, dass jeder Wahlvorschlag von 100 Wählern des eigenen 
Bezirkes unterschrieben sein muse. Uebrigens bietet die Zulassung 
der mehrfachen Kandidatur den Vorteil, dass hervorragende Männer 
leichter ein Mandat erhalten. Deshalb ist es nützlich, mehrfache 
Kandidaturen zuzulassen. Wird der Bewerber in zwei (oder mehreren) 
Bezirken gewählt, so wird er für denjenigen Bezirk als gewählt 
erklärt, in dem er die meisten Stimmen erhalten hat. In den anderen 
Bezirken tritt der Ersatzmann 'an seine Stelle. Zu oft dürften Übrigens 
mehrfache Kandidaturen nicht vorkommen. 

Jeder Vorschlag, dem die Zustimmungserklärung des Kandidaten 
fehlt, ist als nicht eingereicht zu betrachten; denn diese Zustim- 
mungserklärqng vor der Wahl ersetzt die Übliche Annahme- 
erklärung nach der Wahl. Es soll niemand wider seinen Willen ge- 
wählt werden, da ein solcher Abgeordneter kein genügend energischer 
Vertreter wäre. 

Aach die Bestimmung musa gelten, dass kein Wähler aaf mehr 
als einem Vorschlag unterschrieben sein darf. Davon mUsste sich 
die Behörde die Ueberzeugung verschaffen. 

Etwa eine Woche vor dem Wahltage mUssen alle für den ein- 
zelnen Bezirk eingereichten, gültigen Kandidaturen mit Bezeichnang 
der Parteizugehörigkeit der Bewerber in jedem Wahlorte an hierzu 
geeigneten Stellen, jedenfalls auch in allen Wahllokalen, amtlich 
kund gemacht werden. Dies masa ohne Nennung der Namen jener 
Wähler, die den Vorschlag unterzeichnet haben, geschehen. Für 
diese Anordnung sprechen dieselben Gründe wie für die Forderung 
der geheimen Wahl. Denn den Wählern kann ans der Veröffent- 
lichung ihrer Namen mancher Nachteil erwachsen. Um einen solchen 
auszuscbliessen, müssen die Namen der präsentierenden Wähler für 

' Vgl. § 8, 
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die Behörde Amtsgeheimnis bleibeo. Uebrigens können ja die 
Unteraeichoer des Vorachlaga, wenn sie genflgend unabhängig sind, 
ihre Namen in der Preaee veröffentlichen, was sicherlich oft ge- 
schehen wQrde, um der Kandidatur durch das Ansehen der sie 
empfehlenden Männer mehr Bedeutung zu Terleihen. 

Wir haben somit drei feste Grundl^en für die Wahl: 
I. Das Verzeichnis der Wahlberecfatigten. 
U. Das VerzeicbniR der Kandidaten und Parteien, 
in. Die amtlich angefertigten Stimmzettel, die Qbrigens, am 
jedem Unfug zu steuern, den Wählern erst im Wahl- 
lokale in die Hand gegeben werden dürfen. 
Sind diese drei Wahlbehelfe fertiggestellt, so gestaltet sich der 
ganze Wahlakt einfach und übersichtlich. 



Die Ersatzkandidaten. 

Die Abgeordneten werden für eine bestimmte Zeit gewählt, die 
weder zu kurz noch zu lang sein Boll. Zu kurz deshalb nicht, weil 
ja den Abgeordneten namentlich zur Ausarbeitung umfangreicherer 
Gesetze Zeit gelassen werden muss, dann damit überhaupt eine 
konstante Arbeit möglich sei, die nicht zu häufig von Neuwahlen 
unterbrochen ist; schliesslich um die BerSlkerung nicht jeden Augen- 
blick in die unvermeidlichen Aufregungen einer Wahl zu versetzen 
und vielleicbb auch wegen der bedeutenden Wahlkosten. Zu lang 
soll die Zeit deshalb nicht sein, weil sonst die Vertreter die Fühlung 
mit den Wählern verlieren, ferner weil eine lange Legislaturperiode 
einen vom demokratischen Standpunkte ganz unzulässigen Konser- 
vatismus erzeugt, endlich weil ein Vertretangskbrper desto weniger 
die Gewähr bietet, dass seine Zusammensetzung noch immer den 
Parteienverhältnissen in der Wählerschaft entspricht, je länger er 
dauert. Nach diesen Gesichtspunkten muss das Gesetz die Dauer 
der Parlamentsperioden regeln. Die heute Übliche Dauer ist ent- 
schieden eine zu lange. — 

Haben wir einmal die Dauer der Parlamentsperioden festgesetzt, 
dann müssen wir auch den Grundsatz anfstellen, dass die Zusammen- 
setzung des Vertretungskörpers für die ganze Zeit seines Bestandes 
den Parteiverhältnissen in dem Momente der allgemeinen Wahlen 
entspricht. Dieser Zeitpunkt allein muss für das Proportionalwahl- 
system massgebend sein. Es ist also die Ausschreibung von Ersatz- 
wahlen während einer Legislaturperiode zu vermeiden. — In den 
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bisherigeti nichtproportionalen Wahlsystemeii wird bekanntlich bei 
Erledigung eineR Mandates eine Eraatzwahl ausgeschrieben. In 
einem Proportionalwahlaysteme würde durch die Einführung der 
Ersatzwahlen das Prinzip der Terhältnismässigen Vertretoug ver- 
lassen werden. Deshalb müssen die Proportion&listen das Institut 
der Ersatzwahlen verwerfen. Sie gehen in verschiedener Weise 
vor. Diejenigen, die keine Teilung in Wahlbezirke kennen, lassen 
für den Aasgeschiedenen denjenigen Kandidaten derselben Partei 
eintreten, der unter den seinerzeit nicht mehr gewählten Bewerbern 
die grSsste Stimmenzahl auf sich vereinigte. Dieses Nachrücken wird 
bei weiteren Ausfällen fortgesetzt. — Andere, welche die Teilung in 
Wahlbezirke mit mehrstelliger Wahl kombinieren, beschränken das 
Nachrücken auf die Parteikandidaten desjenigen Bezirkes, von dem 
der ausgeschiedene Abgeordnete seinerzeit gewählt wurde. — Wieder 
andere lassen gleich bei der Wahl neben den wirklichen Abgeord- 
neten auch Ersatzmänner wählen. So auch das jetzige belgische 
Wahlgesetz, das zwischen einem ,candidat titnlaire' und einem 
„candidat suppl^aat* unterscheidet. — 

Für das hier vorgeschlagene System ist ein ähnlicher Vorgang 
von Nutzen *. gleichzeitig mit den wirklichen Abgeordneten aollen 
auch Ersatzabgeordnete gewählt werden und zwar auf demselben 
Stimmzettel. Demgemäss müssten auch auf der eingereichten Prä- 
sentation Ereatzabgeordnete fQr die Kandidatur namhaft gemacht 
werden, die anch ihrerseits eine Zustimmungserklärung abzugeben 
hätten. Doch nicht nur einer, sondern auch mehrere Ersatzkandi- 

' Die Inatitation der ErBatzmanner iat nicht so neu, wie sie vielleicht 
scheint. So hestehen, wenn wir die Csterreichiachen Terhältniase ins Auge fassen, 
bei folgenden teils verfassungs-, teils verwaltungsrecbtlicheu, teils richterlichen 
Organen Eraatzmänoer (die Aufzählung macht nicht den Anspruch der Vollstän- 
digkeit): Delegation; Beichsgericht; Staatsschuldenkoatrollkomniiasion dea Reichs- 
rates ; Landesanaschuss ; Gemeindeansschuas ; Bezirks* und Ortsschulrat ; Advokaten- 
kammer; Aerztekamtnec; Personaleinkommeusteuer-SchätzangB- nnd -Bemfangs- 
kommissiou; Erwerbateuerkommission der StenergeselUchaften und Erwerbsteuer- 
landeskommiaaion ; Geschworene ; Veraicherungsbeirat des Ministerinms des 
Innern; Beirat dea Finanzministeriums fQr die Bier-, Branntwein-, Mineralöl- und 
Znckerbeateuerung ; Zollbeirat dea Handelsministeriums ; Staatseisenbahnrat ; 
Ministerialkommission fQr agratiache Operationen; Landeskommiasion für agra- 
rische Operationen; ätatiatieche Centralkommission; LehenallodiasieiungalandeB- 
kommission; GrandlaBtenablOBunga-undRegulierungslaiideskomniission; einzelne 
FrAfongskommissioneo ; Arbeiterunfallveraicherangaanatalt; Beruf agenoasenscban- 
liche Unfallveraichernngsanstalt der Österreichischen Eisenbahnen und deren 
Schiedsgericht; Saperintendentialausschusa A.B. und H.B.; Israelitische Kultus- 
gemeinde; Wiener Gewerbeschulinapektoren. 
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dateD sollen auf demselben Yoischlage bezeichnet weiden können, 
um allen Zulalligkeiten vorzubeugen. Nehmen wir z. B. an, dass 
«ucb der erste Ersatzmann ansscheidet, so kann der zweite Ersatz- 
mann eintreten. Vom Gesetze wäre zu bestimmen, dass jeder Vor- 
schlag auch die Namen von zwei Ersatzkandidaten enthalten mllsse. 
Den präsentierenden Wählern könnte es überdies freigestellt werden, 
noch weitere Ersatzkandidaten bis zu einem gesetzlichen Maximum 
— etwa drei oder vier — zu bezeichnen. In dem eingereichten 
Vorschlage mnss auch die Reihenfolge der Ersatzmänner bestimmt 
werden. 

Diese Ersatzmänner haben eine doppelte Funktion. Zunächst 
treten sie im Falle des Ausscheidens fSr den wirklichen Abgeord- 
neten ein. Es kann aber auch vorkommen, dass bei der Verteilungs- 
berechnung keine wirklichen Kandidaten oder nicht in genügender 
Anzahl für die einzelnen Parteien Torhanden sind, wenn nämlich 
«ine Partei überall oder in den meisten Bezirken, in denen sie über- 
haupt Kandidaten aufstellte, im ersten Wahlgang siegreich gewesen 
ist. Ein Beispiel wird dies verst&tdlicher machen. Eine Partei habe 
in 100 Bezirken Kandidaten aufgestellt; davon seien 70 Bewerber 
im ersten Wahlgange gewählt worden. Auf Grund der folgenden 
Ergänzungsberechnung sollten ihr insgesamt 120 Mandate zugeteilt 
werden. Nun sind aber nur mehr 30 Kandidaten der Partei vor- 
handen, da bloss 100 aufgestellt wurden; man braucht aber noch 
20 Kandidaten! Es würden dann einfach diejenigen Wahlbezirke 
aufgesucht, iu denen die Partei die meisten Stimmen erbalten hat. 
Diese Bezirke werden so geordnet, dass jener Bezirk, in dem für 
die in Frage stehende Partei die meisten Stimmen abgegeben wurden, 
an die Spitze gestellt wird. Es folgt der Bezirk mit den nächst- 
meisten Stimmen und so fort. Hierauf werden in so vielen Be- 
zirken, als man noch Abgeordnete benötigt, die ersten Ersatzmänner 
als gewählt erklärt. Die zweiten Ersatzmänner rücken in diesen 
Bezirken an die Stelle der ersten Ersatzmänner. Scheidet der zweite 
Ersatzmann aus, so tritt der eventuelle dritte ein. — Was hat aber 
zu geschehen, wenn dieses Nachrücken in einem Bezirke so lange fort- 
gesetzt werden muss, bis dort kein Ersatzmann derselben Partei mehr 
vorhanden ist? Dann sucht man jenen Bezirk auf, in dem die. bezüg- 
liche Partei die meisten Stimmen erhalten hat und in dem noch Ersatz- 
kandidaten vorhanden sind, und erklärt dort den ersten verfügbaren 
Ersatzkandidaten zum Abgeordneten. Man wird zugestehen, dass die 
hier bezeichneten Fälle gewiss zu grossen Seltenheiten gehören 
würden, aber sie können vorkommen, und da der Gesetzgeber 
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nicht nur mit Tfaatsachen and Wiilirscheiiiliclikeitea rechnen, Bondern 
auch anf alle denkbaren Möglichkeiten Rficksicbt nehmen muss, ist 
es wohl gerechtfertigt, wenn man für derartige ZofäUe — mehr 
sind sie ja nicht — Vorsorge trifft. — 

An dieser Stelle sind noch drei Fr^j^n zu erörtern: 

1. Darf jemand gleichzeitig wirklicher Kandidat in dem einen 
und Ersatzkandidat in einem anderen Bezirke sein? 

2. Darf jemand gleichzeitig Ersatzkandidat in rerschiedenen' 
Bezirken sein? 

3. Wäre es nicht zweckmässig, wenn man es dem Wähler 
fiberliesse, aus den in der Liste vorgeschlagenen Kandidaten 
jenen zn bezeichnen, den er selbst als wirklichen Ab- 
geordneten zu sehen wünscht, nnd die Reihenfolge der 
anderen Kandidaten zu bestimmen, oder mindestens, wenn 
schon an der Person des wirklichen Abgeordneten fest- 
gehalten werden mfisste, die Reihenfolge der Ersatzkandi- 
daten nach seinem Gutdünken anzugeben? 

Ad 1. Ebenso wie die Kandidatur eines wirklichen Abgeordneten 
in verschiedenen Bezirken zulässig ist ^, muss es auch gestattet 
werden, dass jemand gültig wirklicher Kandidat id dem einen und 
Ersatzkandidat in dem anderen Bezirke ist. Erhält er auf Grund 
der wirklichen Kandidatur das Mandat eines Abgeordneten, so ist 
er in dem anderen Bezirke nicht mehr als Ersatzmann anzusehen, 
sondern es hat da wieder sein Ersatzmann an seine Stelle zu 
rücken. 

Ad 2. Es spricht auch kein stichhältiger Grund dagegen, dass 
jemand gleichzeitig in verschiedenen Bezirken als Ersatzkandidat 
aufgestellt werden darf. Es scheint nun, nachdem alle mOglichen 
Fälle berührt worden sind, als ob bei Geltung des vorgeschlagenen 
Sjrstems die Ersatzmänner eine Überaus grosse Rolle spielen würden. 
In Wirklichkeit würden aber diese Ersatzkandidaten nur in sehr 
seltenen Fällen an die Stelle der wirklichen Kandidaten treten. 
Diese Fälle wurden desw^en besprochen, weil ihr Vorkommen 
immerhin möglich ist. — 

Ad 3. Diese Forderung besticht auf den ersten Blick in hohem 
Grade. Denn, so argumentiert man wohl, bann der Wähler selbst 
die Reihenfolge der Ersatzkandidaten bestimmen, ja kann er selbst 
einen Ersatzkandidaten zum Range eines wirklichen Kandidaten er- 
heben, dann sind die berüchtigten Farteikonventikel , die sich oft 



' Vgl. oben § 7. 
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eigenmächtig ein Maadat zur Aufstellung von Kandidaturen vindi- 
zieren, nicht mehr so einflussreich. Qleichwohl soll einer solchen 
Freiheit der Wähler nicht das Wort geredet werden, wenn auch 
viele Proportionalisten diesen oder einen ähnlichen Vorschlag gut- 
heissen. \ So erklären es manche der Systeme, die den australi- 
schen Stimmzettel aufgenommen haben, ffir zulässig, dass der einzelne 
Wähler neben dem Kandidaten, den er gewählt zu sehen wOnscht, 
auch einen namhaft macht, für welchen die Stimme in dem Falle 
Geltung haben soll, ala bei der Verteilongsberechnung die einzelne 
Stimme der Partei nicht mehr nötig ist. Ein solches Vorgehen ist 
bei dem hier gemachten Vorschlag, der die Mandate rUcksichtlich 
aller im ganzen Reiche abgegebenen Stimmen verteilen lassen 
will, nicht gnt denkbar. 

Es bliebe noch 7.u erwägen, ob man nicht dennoch dem Wähler 
folgende Freiheit lassen könnte : Es wird von einer Partei für einen 
Wahlbezirk ein wirklicher Kandidat nebst ~ nehmen wir an — 
drei Ersatzkandidaten namhaft gemadit. Könnte nnn nicht dem 
Wähler die Freiheit gelassen werden, die Beibenfolge der Ersatz- 
kandidaten nach eigenem Qutdfinken zu ordnen, ja sc^ar einen Er- 
satzkandidaten znm wirklichen Kandidaten zu bestimmen? Nehmen 
wir an, es sei von der Partei X folgender Vorschlag gemacht 
worden : 

Ä wirklicher Kandidat; 

a) . . . erster Ersatzkandidat; 

b) . . . zweiter Ersatzkandidat; 

c) . . . dritter Ersatzkandidat. 

Wäre die obenerwähnte Umändemng gestattet, so könnten von 
den Farteiangebörigen folgende, untereinander verschiedene Stimm- 
zettel abgegeben werden: 

2. A, ac 
. A, bca; 5. A, ca 

8. a, A c b ; 



10. a, t 



I. c, Aa 



baA 



II. 1 



U. b, A c a 
17. b, c A 1 



, Abi 



3 


A 


bac; 


6 


A 


oba; 


9 


a, 


bAc; 


12 


a. 


cbA; 


15 


b, 


aAc; 


18 


b. 


caA; 


21 

9i 


c. 


bAa; 
abA. 



28. c, aAb 

Es könnten also für eine Partei allein 24 verschiedene Stimm- 
zettel abgegeben werden. Denken wir daran, dass solche Permuta- 
tionen anch bei anderen Parteien eintreten, so können vir nns wohl 
vorstellen, welch' grosse Verwirrung daraus entstehen müsste. Und 
ob der angestrebte Zweck — Verminderung des Einflusses der 
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Parteid iktatiir und Erhöhung der Freiheit des Wählers — erreicht 
^vird, iat noch fraglich. Denn der Wähler ist noch immer gezwun- 
gen, einen auf der Liste der Partei stehenden Kandidaten und nur 
einen solchen zu wählen, da sonst sein Stimmzettel nngültig ist 
Doch ist die Thätigkeit der verschiedenen Parteikomiteea gewiss 
keine wünschenswerte. Aber für die Willkür bei der Aufstellung 
der Kandidaturen besteht ein Hemmnis in der Anordnung, dass der 
Wahlvorschlag- von einer bestimmten Zahl von Wählern des be- 
treffenden Bezirkes unterzeichnet sein muss. — 

Würde das Recht der Regelung der Reihenfolge zugestanden 
werden, so wäre als wirklicher Abgeordneter derjenige anzusehen, 
der am häufigsten an erster Stelle steht. Die Bestimmung des 
ersten Ersatzabgeordneten wäre schon zweifelhaft. Soll sich diese 
nur darnach richten, wer am zweithäufigsten an erster Stelle steht, 
oder soll auch darauf Bücksicht genommen werden , ob nicht ein 
anderer häufiger an zweiter Stelle steht? Kurz, es wäre dann 
schwer, die Reihenfolge der Wertschätzung der einzelnen Kandidaten 
seitens der Wählerschaft durch Bechnung zu fixieren. Die ganze 
Sache hat eine Aehnlichkeit mit dem Systeme der Rangordnungs- 
ziffer nach Bubnitz-Yabbbktbasp. Dieses setzt mehrstellige Wahl 
voraus und nimmt an, der Wähler wolle nur dem erstgenannten 
Kandidaten sein volles Vertrauen ausdrücken, dem zweiten nur zur 
Hälfte, dem dritten nur zu einem Drittel n. s. f. Deshalb vrird dann 
auch die erste Stimme als eine ganze, die zweite nur mehr als eine 
halbe, die dritte nur mehr als eine Drittelstimme angesehen u. s. f. 
Es wird also infolge einer blossen Fiktion eine falsche Anordnung 
getroffen, und derselbe Fehler wäre auch in unserem Systeme un- 
vermeidlich. 

Ausserdem ist noch folgendem Uebelstand Beachtung zu schen- 
ken: Es könnte bei der Hauptwahl wohl die Partei X die absolute 
Majorität erreicht haben, aber ohne dass einer ihrer Kandidaten 
die Hälfte aller an erster Stelle abgegebenen Stimmen auf sich ver- 
einigt hätte. Ja, es könnte vorkommen, dass ein Kandidat der 
unterlegenen Partei häufiger an erster Stelle genannt wird als der 
gewählte Bewerber der siegenden Partei. Dies würde dem Zweck, 
den wir bei der Beibehaltung der Einerwahl verfolgen, ganz zuwider 
laufen. Im Wesen der Einerwahl liegt es, dass derjenige Kandidat 
ein Mandat erhält, der das grösste Vertrauen der Wählerschaft ge- 
niesst. 

Es wäre übrigens auch schwer, die Minoritätsmandate zu- 
zuteilen. Denn es wäre fraglich, ob man jene Bezirke aufsuchen 
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soll, in denen die betreffende Partei, oder jene, in denen ein Kan- 
didat dieser Partei die meisten Stimmen erhielt. — 

Es ist also angemessen, die obige Forderung ganz fallen zu 
lassen und zn erklären: Die WäUer sind an die eingereichte Reihen- 
folge der Kandidaten nnter allen Umstanden gebunden. Die Wahl- 
freiheit ist dadurch gewährleistet, dass eine relativ geringe Zahl von 
Wählern einen eigenen Vorschlag einreichen kann, der mSglicher- 
weise nur eine Umänderung der Reihenfolge der Kandidaten eines 
schon präsentierten Yorschlages enthalten kSnnte. 

Acceptieren wir den australischen Stimmzettel, so wäre anzu- 
ordnen, dasB auf dem amtlichen Stimmzettel alle eingereichten und 
als gültig erklärten Kandidaturen aufgedruckt sein mfissen. Die 
Kandidaten sind nach Parteien, die im Stimmzettel anzufahren sind, 
zu ordnen. Der Wähler macht in der hierfür bestimmten Kolonne 
jener Partei, deren Kandidaten er wählen will, das vorgeschriebene 
Zeichen, etwa ein liegendes Kreuz (x). Macht er in den Kolonnen 
mehrerer Parteien das Zeichen, so ist sein Stimmzettel als nngiltig 
zu erklären, ebenso dann, wenn sich etwa gar kein Zeichen vor- 
findet. Der ausgefällte Stimmzettel hätte ungefähr folgende] 
auszusehen : 







Wählt 


ez 


rk: S. 








1. Voreclilag. 




2. Vorschlag, 




3. Vorschlag. 






' 


Partei: 
Klerikale. 




Partei r 
Liberale. 




Partei: 
Sozialisten. 








A. Wirklicher 
Kandidat. 




E, Wirklicher 
Kandidat. 




H. Wirklicher 
Kandidat 








a. erBlerErsatz- 
kandidat. 




a. ersterErsatz- 

kaudidat. 




l. er«terEr8atz- 

kandidat. 








P. aweiter Er- 
satzkandid. 




t. zweiter Er- 

wtzkandid. 




0. zweiter Er- 
satzkandid. 








•f. dritter Er- 
aatzkandid. 




4. dritter Er- 

Batzkandid. 




[j.. dritter Er- 
«aUkandid. 









Das Datum der Einreich ung bestimmt die Reihenfolge der 
Vorschläge, 

Eine kurze Erörterung verdient noch die Frage, ob derjenige, 
der in verschiedenen Bezirken kandidiert wurde, alle fQr ihn ab- 



' Die freie Spalte gehört für die Namen der Kandidaten fremder Wahl- 
bezirke, wenn im Bezirke X kein Anhänger der betreffenden Partei kandidiert 
mirde. 
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gegebenes Stimmen znsammeazählen darf. Zunächst steht es ausser 
Zweifel, dass er dies ftlr die erste Hälft« der Mandate nicht tbun 
darf. Denn hier entseheidei die absolate Majorität im einzelnen 
Wahlbezirke. Bei der Bestimmong der Brgänznngaabgeordnetea 
wäre die Znaammenzählnng der Stimmen eher denkbar. Aber auch 
hier sprechen einige Gründe dagegen. Denn erstens würden bei den 
Ersatzkandidaten Schwierigkeiten entstehen. Wenn ein in mehreren 
Bezirken aufgestellter Kandidat ausscheidet, aas welchem Bezirke soll 
dann der Ersatzmann genommen werden ? Zweitens würden die anderen 
Kandidaten, denen nicht das Glück zu teil wurde, in mehreren Be- 
zirken aufgestellt zu werden, ungebührlich benachteiligt. So weit 
darf denn doch nicht die Bevorzugung der Parteihäupter gehen. 
Genug daran, dass sie in mehreren Bezirken kandidiert werden und 
80 schon von vornherein grossere Chancen haben. Es ist deshalb 
besser, diese Zusammenzählnng nicht vornehmen zu lassen. Die 
Partei als solche erleidet über durch diese Anordnung auch nicht 
den Yerlnst einer einzigen Stimme. 

§9. 
Feststellang der Zahl der Wahlbezirke. 

Es wurde bisher immer angenommen, dass das ganze Land in 
so viele Wahlbezirke zu teilen sei, als die Zahl der Abgeordneten- 
mandate, dividiert durch zwei, gibt. Diese Halbiernng gehört aber 
nicht zum Wesen des Torschlags. Prinzipiell sollen nur weniger 
Wahlbezirke geschaffen werden, als Mandate zu vergeben sind. Es 
handelt sich lediglich um die Feststellung des Verhältnisses, 
in dem die Zahl der sogleich zu heaetzeDden Mandate zu der Zahl 
der Ergänzungsmandate stehen soll. Dieses Verhältnis könnte, so 
wie es bei den bisherigen Erörterungen 1 : 1 betrug, auch mit 2 : 1, 
1:2, 3:1, 1:3 oder ähnlich bestimmt werden. Für die Fixierung 
dieses Verhältnisses sind drei Momente massgebend. 

Vor allem soll es einfach sein. Denn je komplizierter das 
Verhältnis ist, desto komplizierter ist auch die Anwendung des 
Systems. — 

In zweiter Linie ist zu erwi^en, ob und in welchem Ausmasse 
die Lokalinteressen Berücksichtigung verdienen. Je weniger Ab- 
geordnete bei der ersten Wahl zu wählen sind, desto mehr werden 
die lokalen Interessen zurückgedrängt. Das gewählte Verhältnis 
— 1:1 — dürfte auch in dieser Beziehung gerechtfertigt sein. — 

Das dritte Moment liegt in folgender Betrachtung: Es soll 
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nicht Torkommen, das» eine Partei scbon auf Qrnnd der £iiierwablen 
— ohne Verteilung — mehr Sitze erhält, als ihr znfolge der Be- 
rechnung mit Eiaschluss der Et gänzungs sitze zukommen. Es 
mfigen hier Beispiele ans den Wahlergebnissen dee Deutschen Reiches 
folgen. Zu bemerken ist aber, dass diese Ergebnisse wesentlich 
anders bei Geltung des ProportionalwahlTerfahrens ausgeseheti hätten. 
Denn alle Parteien hätten dann nicht nur in jenen Bezirken, in 
denen sie gar keine Aussicht durchzudringen hatten, Kandidaten 
aufgestellt, sondern es hätten sich auch die Wähler aller Parteien 
in bei weitem höheren Masse an der Wahl beteiligt. Dies wäre 
deshalb geeeheu, weil beim Froportionalwahlverfahren jede Stimme 
Bedeutung bat >. So hätten namentlich die ein geschlossenes Terri- 
torium beherrschenden Parteien verhältnismässig weniger Stimmen 
erhalten, da sie zum Unterschiede von den anderen Parteien in 
fremden Bezirken keine Kandidaten hätten aufstellen kSnnen. 

Knn zeigt es sich, dass bei den 10 allgemeinen deutseben B«icb8- 
tagswablen (von 1871—1898), für welche durchschnittlicb 14 Par- 
teien in den Wablkampf traten, es im ganzen nur einmal vorkam, 
dass eine Partei mehr als doppelt so viel Sitze erhielt, als ihr gebührt 
hätten. Dieser Fall trat im Jahre 1890 bei der deutsch-sozialen 
ßeformpartei ein, die fQnf Mandate erhielt, während die Zahl der 
dem Stimmenverhältnis entsprechenden Mandate zwei betrug. Dreimal 
kam es von 1871 — 1898 vor, dass eine Partei genau doppelt so 
viele Mandate erhielt, als ihr gebohrten. Sechsmal erlangte eine 
Partei mehr als um die Hälfte zu viel Mandate. Immer waren dies 
aber nur kleinere Parteien, deren eine 19 Vertreter im Reichstage 
hatte, die anderen 11, 10, 9 und weniger^ Hätte Proportional- 
wahLsjstem geherrscht, so wäre das Verhältnis aus den oben ange- 
gebenen Gründen nicht so krsss gewesen. Aus dem Gesagten er- 
hellt scbon, warum die Halbierung voi^nommen wnrde, nämlich 
um soviel als mCgHch die Eventualität ftnaznschliessen , dass eine 
Partei gleich im ersten Wabigange mehr Mandate erhält, als ihr 
auf Grund der Verteilungsberechnang samt Ei^änzungsmandaten zu- 
kommen sollten. 

Was hat zu geschehen, wenn einer Partei dennoch zu viel 
Mandate zufallen, wie es in dem oben angeführten Beispiel mit der 
deutsch-sozialen Reformpartei der Fall war ? Man wird zugestehen, 
dass derartiges nur sehr selten vorkommen wird, aber es kann vor- 

' Vgl. später § 15. 

* Vgl. die am Schlüsse dieser Broschüre befindliche Tabelle. 
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kommen, und desLaib muss für diese ETentualität ein Ausweg ge- 
schaffen werden. 

Es sind zwei Wege möglich: 

Erstens : die Gesamtzahl der Abgeordneten wird soweit erhöht, 
dass die Zahl der Abgeordneten jener Partei, die relativ am meisten 
Stimmen erhielt, dem gebührenden Verhältnis genau entspricht. In 
dem Beispiele der deutsch -sozialen Reformpartei mOsste also die 
Gesamtzahl der Abgeordneten um ein Viertel erhöht werden, ebenso 
natürlich die Zahl der jeder Partei zugewiesenen Sitze. Gegen 
diese Anordnung spricht aber die mitunter ungeheure Vermehrung 
der Mandate. 

Deshalb ist der zweite Ausweg vorzuziehen, der darin besteht, 
dass in einem solchen Falle die betreffende Partei so viele Sitze 
abgeben muss, als sie zu viel erhalten hat. Für die austretenden 
Abgeordneten müssten dann solche anderer Parteien eintreten. Frei- 
lich liegt darin eine Härte, sie ist aber unvermeidlich. Es wurde 
schon Nachgewiesen, dass im Deutschen Reiche ein solcher Fall nur 
einmal vorkam. Dabei zeigte das Deutsche Reich eine Zersplitte- 
rung der Parteien, wie sie auf der ganzen Erde nnr von Oesterreich 
übertroffen werden dürfte, und es ist klar, dass solche Fälle umso 
häufiger vorkommen müssen, je mehr Parteien vorhanden sind. 

Bei Geltung des Proportionalwahlsystems wäre ein solches Vor- 
kommnis noch unwahrscheinlicher. Tritt es ein, so haben wir wohl 
eine eigentümliche Erscheinnug zu verzeichnen, die L5snng der 
Schwierigkeit in der oben angegebenen Weise ist aber keine Un- 
gerechtigkeit. In einem solchen Falle könnte ein Bezirk, dessen 
Abgeordneter unter seinen Parteigenossen am wenigsten Stimmen 
erhielt und demgentäss ansscheiden musste, unter Umständen gar 
keinen Vertreter haben. Um dieser Vernachlässigung eines Bezirkes 
vorzubeugen, muss die Bestimmung gelten, dass zur Ergänzung der 
Abgeordneten der anderen Parteien zunächst die Kandidaten jener 
Bezirke herangezogen werden, deren Abgeordnete als , überzählig** 
ausschieden. So hätte notwendigerweise jeder Bezirk mindestens 
einen Vertreter — der einzelne Bezirk und auch sein ausscheidender 
Abgeordneter müssten sich diese Härte gefallen lassen — wegen 
der Wahrung des höheren Prinzips, des Prinzips der verhältnis- 
mässigen Vertretung. 
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Die Yerteilungsberechnong. 

YoD grctsster Bedeutung ist die Methode der YerteilangBberecli- 
nung. Das ältere Verfahren Dach Thomas Habe wird Ton den 
Neueren wegen seiner Ungenauigkeil abgelehnt. Dagegen geniesst 
die von dem Belgier Yktob d'Honst im Jahre 1882 entwickelte 
Berechnung grosses Yertraueo und wird deshalb allgemein acceptiert. 
Auch der im Jahre 1885 in Antwerpen abgehaltene, internationale 
Eongress der Proportionaliaten entschied sich fQr die s'HoNDx'sche 
Methode. 

Das HABE'sche Yerfahren ist kurz folgendes: Eh wird die An- 
zahl der gQltig abgegebenen Stimmen durch die Anzahl der zu ver- 
gebenden Mandate dividiert I j. Das Resultat ist der .Diviseur" 

oder .Quotient". So vielmal nun dieser Quotient in der fQr eine 
Partei abgegebenen Stimmenanzabl enthalten ist, so viele Sitze 
erhält die Partei. Es mj^e hier zur Erläuterung ein einfaches Bei- 
spiel folgen : 

Es seien 10 Abgeordnete zu wählen, 16000 gültige Stimmen 
seien abgegeben worden. 

Dabei entfielen auf 



die Partei A . . . . 6000 Stimmen 
, B .... 5500 
. C . . . . 2000 
. D .... 1500 

. E .... 1000 








Der .Quotient' ist 16 000 : 10 - 1600. 


entfaUen auf: 


die Partei A . . . . 6000 
. B . . . , 5500 
. C . . . . 2000 
. D . . . . 15.00 

, , E .... 1000 


1600 = 3 Si 
1600 = 8 
1600 = 1 

1600^0 
1600 = 


tze 



Es sind also noch 3 Sitze zu vergeben. Zu diesem Zwecke 
wendete Habe das »System der grössten Reste' an. 
Die Resultate waren bei 
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6000 


1600 = 3 mit 


einem Reste t 


on 1200 Stimmen 


5500 


1600 = 3 , 




700 , 


2000 


1600 ^ 1 . 


, , 


400 , 


1600 


1600 = , 


, , 


ISOO 


1000 


1600 = , 




1000 



D 



Die drei grössten Beste finden wir bei D, Ä und C; 
Parteien baben also die nocb freien Mandate zuzufallen. Di 
teilung ist jetzt die folgende: 

Die Partei A hat 4 Sitze bei 60OO Stimmen; 

. , B , 3 , , 5S00 

, C . 1 . , 2000 

. D , 1 „ , 1500 

. . E . 1 , , 1000 
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diesen 
i Ver- 



ziuammen 10 Sitze; 16O0O Stimmen. . 

Aas dieser Zusammenstellung geht schon sofort die Thatnache 
hervor, dass die Verteilung eine ungerechte ist. Auch das ver- 
besserte HABEBche Verfahren, bei dem statt durch n (Zahl der 
Mandate) durch n -j- 1 dividiert wird, ist, wie jede Rechnung lehrt, 
ungenau. 

Nach der o'HoNOTschen Methode wird die für jede Partei ab- 
gegebene Stimmenzahl durch 1, 2, 3, 4 . . . der Reihe nach dividiert. 
Die resultierenden , Quotienten" werden ihrer Grösse nach geordnet. 
So viele solche , Quotienten' auf eine Partei entfallen, so viele 
Mandate erhält sie. Führen wir das Verfahren in dem obigen Bei- 
spiele durch. Wir erhalten: 



6000 


S600 


SOOO 


8000 


2760 


1000 


2000 


18S4 


667 


1500 


1876 


500 


1200 


1100 


400 



1000 



375 250 

300 200 

10 Mandate sind zu vergeben. Der Reihe nach geordnet sind 
die 10 gröasten Quotienten: 6000, 5500, 3000, 2750, 2000, 2000, 
1834, 1500, 1500, 1375. Es erhält A 4 Mandate, B 4, C 1, D 1 
und E gar kein Mandat. 

Es ist klar, dass dieses Verfahren genaue Ergebnisse liefert. 
Crleichzeitig fällt aber auf, dass es, namentlich wenn sehr viele 
Mandate zu vergeben sind, eine äusserst langwierige Rechnung er- 
fordert. Deshalb hat u'Hondt selbst ein umfangreiches Tabetlen- 
werk herausgegeben. Aber dieses ist nicht erschöpfend. Man hat 
daher getrachtet, diese Rechnungen zu vereinfachen. Es gelang 
auch Professor Haqenbach-Bischoff und R. Sieofried — unabhängig 
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voneinander — eine derartige, hOchat praktische Yereinfachung zu 
erainnen. Der Vorgang soll hier an einem Beispiele gezeigt werden. 
Oleicbzeitig sei den Rechnungen die oben vorgeschlagene Einrichtung, 
dass die Anzahl der Wahlbezirke die Hälfte der Mandatenanzahl 
beträgt, zu Grunde gelegt ^ Ais Beispiel werden die Resultate der 
Landtagswahlen in Württemberg vom 1. Februar 1895 gewählt. 
Dabei wird angenommen, dass alle 93 Abgeordnete aus allgemeinen 
Wahlen hervorgingen *, 

Bei 93 Wahlbezirken sind nach unserem Vorschlage 186 Mandate 
zu vergeben. Am 1. Februar 1895 erhielten: 

die Volkspartei. . . . 96040 Stimmen; 

die deutsche Partei . 

da« Centrum . . . 

die Sozialdemokratie 

die konservative Partei . 

die Wilden . . . 



5 : (n 4- 1) = 293625 : 187 = 1570 mit einem Reste. Wir 
nehmen die nächsthShere ganze Zahl ^ 1571 und dividieren diese 
Zahl in die Zahlen der ftlr jede Partei abgegebenen Stimmen: 
96 040:1571 = 6 
70990:1671 -4 
69 252 T 1571 ^ 4 
82 257 : 1571 = 2 
8 893:1571 = ■ 
16 698:1571 = 1 



185. 

Es sind also 185 Sitze sofort besetzt. Jetzt schreitet man bei 
der Vergebung des 186. Sitzes nicht mehr zu dem Systeme der 
grössten Reste, sondern es tritt folgendes, der n'HoNDTschen Methode 
nachgebildetes Verfahren ein. Man dividiert die einzelnen Partei- 
stimmen der Reihe nach durch die um 1, dann um 2, 3, 4 . . . ver- 
mehrte Anzahl der bereits der Partei zugewiesenen Mandate. Hierauf 
vergleicht man alle bei den Divisionen vorkommenden Quotienten 
und ordnet sie nach ihrer Grösse. 



96040:62 = 
70 990 : 46 = 

69 252 : 45 = 



lU»; 

1543: 
1538; 



' Die im § 1 befindliche Tabelle, sowie aach die dieser Abhandlung am 
Schlüsse beigefügte sind nach der in Rede stehenden Methode berechnet. 
' In Wahrheit war dies nicht der Fall. 
Wieoer Stadien, ni. Bd. 4. Heft. 3 [24] 
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32 257:21 = 1534; 

8393: 6 = 1365; 

16 693:U ^1517. 

Die Yotkspartei weist den grössten Quotienten auf; folglich 

fällt ihr auch der zu vergehende Sitz zu. Die Verteilung ist nun 

die folgende: 

Volkspartei . . . 62 Sitze bei 96 040 Stimmen; 
Deutsche Partei . . 45 , , 70 990 
Centnun .... 44 . „69252 
Sozialdemokratie . 20 , , 33 257 . 
Konaerrative Partei 5 „ , 88Ö3 
Wilde 10 , .16 693 



6 Sitze; 293 625 Stimmen. 

Wären noch mehr Sitze zu vergeben, so wäre in der schon 
oben gezeigten Weise vorzugehen, man müsste also hei jeder Partei 
der Reihe nach die fSr sie abgegebenen Stimmen durch die Zahl 
der schon erlangten Mandate, vermehrt um 1, 2, 3 . . . dividieren 
und das so lange fortsetzen, bis alle freien Mandate besetzt sind. 
Wir brauchten in unserem Beispiel nur einmal zu dividieren: es 
war eben nur noch ein Sitz zu vergeben. Durch diese sinnreiche 
Rechnung ist also thatsächlich eine bedeutende Yereinfacbung erzielt. 

Anhangsweise ist hier noch davon zu sprechen, was bei Stimmen- 
gleichheit zu geschehen hat. Der Ausweg des Loses ist am ehesten 
zu empfehlen. Nicht alle Proportionalisten entscheiden in dieser 
Weise. Bald wird der Sitz der grösseren Partei, bald dem älteren 
Kandidaten zugewiesen. Eine Kombination beider Auswege zeigt 
das belgische Wahlgesetz im Art. 264 ^. 

Diese beiden Anordnungen sind aber nicht gerechtfertigt. Denn 
die Begünstigung der grösseren Partei hat keine innere Berechtigung, 
ja sie kann parteipolitischen Erwägungen entspringen. Zu dem 
anderen Ausweg wäre zu bemerken, dass durch ihn die Chancen 
des jüngeren Bewerbers ohne zureichenden Grund verschlechtert 
werden. Dasjenige Mittel, das von vornherein keinen Bewerber 
beeinträchtigt, sondern Licht und Schatten in gleicher Weise ver- 
teilt, ist nur das Los. 

TJebrigens ist es ziemlich bekannt, dass eine Stimmengleichheit 
bei politischen Wahlen zu den grössten Seltenheiten gehört. 

' Vgl. Jean Momhakrt, Le m^canisme de la repr^sentation proportioneile 
d'apr^ la loi du 29 D^cembre 1899, Brüssel 1900, S. 40-41. 
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Die Stellung der Parteilosen. 

Ein Eennzeichen aller Proportionalwahlsysteme ist es, daes sie 
das Schwergewicht auf die richtige Vertretung der Parteien legen. 
Nun erscheinen aber regelmässig auch solche Männer als Bewerber, 
die auf gar kein Parteiprogramm kandidieren, sondern ausserhalb 
jeder Frahtionsgemeinschaft stehen. Auch ffir diese Kandidaten, die 
»Wilden", muss gesorgt werden. Ist es doch eine bekannte Er- 
fahrung, dass diese Wilden im Durchschnitt viel höher stehen als 
Parteimänner. Sie sind gewöhnlich vorurteilsfreier als die auf ein 
Programm eingeschworenen Kandidaten. Kein Parteidogmatismus 
blendet sie, sie haben keine Parteidisciplin , dieses unvermeidliche 
Uebel aller, namentlich der grösseren Parteien, zu hatten und sie 
sind, was man sonst nur von den Parteiführern sagen kann, selb- 
ständig denkende Politiker. Aue diesen Granden darf das Gesetz 
ihnen das Durchdringen zum mindesten nicht schwerer machen als 
den Parteimännern. 

Zunächst gibt es kein Hindernis daftlr, dass ein Wilder im 
einzelnen Wahlbezirke mit absoluter Majorität gewählt wird. Für 
die Verteilung der Ergänznngsraandate — der zweiten Hälfte der 
Mandate — sind alle jene, welche bei der Präsentation als zn keiner 
Partei gehörig bezeichnet wurden, gemeinsam zu behandeln, d. h. die 
für sie in allen Bezirken abgegebenen Stimmen werden zusammen- 
gezählt, und ihnen dann so viele Sitze zugeteilt, als die Rechnung 
ffir sie alle ergibt. Die Verteilung muss so erfolgen , als ob die 
Gesamtheit der Wilden eine Partei bilden würde. Bei der Bestim- 
mung dieser Mandate wird wieder nach der Zahl der erhaltenen 
Stimmen in absteigender Linie vorgegangen. Die Parteilosen er- 
halten bei der Berechnung eine eigene Rubrik wie jede Partei. 
Dadurch wird niemand benachteihgt , es kommt im Gegenteile der 
einzelne leichter zu einem Mandat, wie jede Rechnung zeigt. Denn 
je grösser die Stimmenanzahl ist, in desto kleinerem Hasse ver- 
mindern sich nach der D'HoNDTschen Methode die aufeinander folgen- 
den Quotienten und am so wahrscheinlicher wird die Erlangung eines 
Mandats. 

Der Begriff der Wilden ist Qbrigens noch etwas zu erweitern. 
Bekanntlich tritt bei jeder Wahl eine Anzahl von Kandidaten auf, 
die unter irgend einer neuen, manchmal phantastischen Partei- 
bezeichnung kandidieren. Insoweit hierdurch wirklich neue Parteien 
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geschaffen werden sollen, ist an dem Vorgang nichts auszusetzen. 
Fflr manche Länder ist es ja ein Gebot der politischen Klngheit, 
die alten Parteien nicht erstarren zu lassen. Solche unter einer 
neuen Frsktioiisbezeichnung auftauchenden Bewerber wollen aber 
deswegen gewöhnlich noch nicht eine neue Partei bilden, sondern 
nur ausdrücken, dass sie ausserhalb der existierenden Parteien stehen. 
Um jedoch ihre Stellung etwas genauer anzugeben, wählen sie irgend 
eine charakteristische Bezeichnung, in Wahrheit sind sie Wilde. Es 
ist deshalb nur gerechtfertigt, wenn man da, so '«reit als mSgticb, 
eine Unterscheidung zu machen sucht. Deshalb wäre es angemessen, 
eine Partei in der Yer teil ungsbe rech nnng nur dann als solche anzu- 
erkennen, wenn sie in mindestens zwei Bezirken Bewerber aufgestellt 
hat. Dadurch wird vermieden, dass in irgend einem Bezirke eine 
abenteuerliche Kandidatur unter einem neuen N^amen so aufgestellt 
wird, als ob eine neue Partei gegründet würde. 
Als .Wilde" haben demnach zu gelten: 

1. Alle diejenigen, die bei der Präsentation als zu keiner 
Partei gehörig bezeichnet wurden. 

2. Alle diejenigen, die in keinem anderen Wahlbezirke einen 
Kandidaten mit gleichlantender Parteibezeichnnng auf- 
zuweisen haben. Man könnte diese zweite ßruppe auch 
unter der Bezeichnung .Isolierte Kandidaten" zusammen- 
lassen, wie es in Belgien geschieht. Denn nicht die 
Parteilosigkeit, sondern die Isoliertheit charakterisiert ihre 
Stellung. Aus praktischen, oben erörterten Rücksichten 
ist aber die mit den parteilosen Kandidaten gemeinsame 
Behandlung bei der Berechnung vorteilhafter und des- 
halb zu empfehlen. 

§ 12. 

Bildung der Wahlbezirke. 

Ein grosser Uebelstand der herrschenden Wahlsysteme besteht 
in der Möglichkeit einer chikanösen Wahlkreisgeometrie. Manche 
Bezirke haben auffallend wenige, manche auffallend viele Wähler. 
Es ist klar, dass ein Bezirk desto begünstigter ist, je kleiner, desto 
zurückgesetzter, je grösser die Zahl der Wahlberechtigten in ihm 
ist, wenn in allen Bezirken gleich viele Abgeordnete zu wählen 
sind. Ffir diese Thatsache ist die Wahlkreiseinteilung des Deutschen 
Reiches im Jahre 1S98 lehrreich. Während die Durchschnittszahl der 
Wahlberechtigten eines Wahlkreises etwa 27 800 betrug, schwankten 
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die WShIerziffern in dea einzelnen Kreisen zwischen 142226 als 
Maximum und 8347 als Minimam. Der grösste Wahlkreis hatte 
also gegenüber dem kleinsten eine fast sechzehnfache Zahl der 
Wahlberechtigten. Zur Illnstration dieser Thatsachen mögen folgende 
Ziffern dienen: 

Berlin, I. Wahlkreis 18 837 W&bler 

n. , 76 727 



München, I. Wahlkreis 33 817 

U. . 88 641 

Bocham-Oelsenkirchen-Hattingen .... 108441 

Hamhurg, III. Wahlkreis 96 859 

EBsen 74 735 

Waldeck 11732 

Ost- and West-Stetnberg hei Frankfurt . 10 047 

Sohanmbnrg-Lippe 8 947 

Es ist allerdings wahr, dass diese Wahlkreisgeometrie für das 
Pro portionalwahl System lange nicht dieselbe Bedeutung hat, wie für 
das jetzige Wahlsystem ^. Dennoch wäre eine Reform , namentlich 
wenn man den hier gemachten Vorschlag annehmen würde, nicht 
ohne Bedeutung. Schon deshalb, weil dann die ßechnang einfacher 
und es nahezu ausgeschlossen wäre, daas eine Partei gleich im ersten 
Wahlgange mehr als doppelt so viele Sitze erhält, als ihr gebühren. 
Nachfolgende Einrichtung ist geeignet, eine gerechtere Einteilung 
der Wahlbezirke zu verbürgen, ohne dass man davon abstehen 
mUsste, speziellen, wichtigen und berechtigten Interessen einzelner 
Gegenden geziemende ßechnang zu tragen. 

Für jede Wahl kann eine neue Wahlkreiseinteilung vorge- 
nommen werden. Dabei sollte folgender Vorgang eingehalten werden. 
Nach vollständig durchgeführter Wahl wird die Gesamtsumme der 
Wahlberechtigten des ganzen Reiches festgestellt. Diese Zahl hat 
als Grundlage zur Bildung der Wahlbezirke fßr die nächste allge- 
meine Wahl zu gelten. Gewiss ist es unmöglich, die Bezirke so 
einzuteilen, dass sie alle eine ganz gleiche Anzahl von Wahl- 
berechtigten aufweisen, eine Grenze nach oben sowohl als auch nach 



' Ygt. zD allen Erörterungen dieses Paragraphen die auf dem Erfurter 
sozialdemokratiacheo Parteitage im Jahre 1891 erhobene Forderung: ,Propor- 
tionalwahlsysiem und bis zu dessen Einführung gesetsliche Neueinteilung 
der Wahlkreise nach jeder Volkszählung.* 



.yCOO^IC 



38 Gnmdzöge da VcneliUgs. [^48 

anten lüsat sieb jedoch ziefaen. Es wäre etwa festzusetzen , dass 
kein Wahlbezirk mehr als das Doppelte und weniger als die HilAe 
der gefnodenen Ihirebsehnittsziffer haben darf. Stellt es sich also 
herans, dass ein Wahlbezirk eine fiber dem Maximum oder anter 
den Minimam stehende Wähleraozahl hatte, so ist in der Weise 
eine Aeodemng ffir die folgende Wahl zu treffen, dass dieser Bezirk 
entsprechend Tereogert oder erweitert wird. Ein Beispiel: Im Jahre 
1898 betmg, wie oben erwähnt, die Dnrchschnittsziff'er der Wahl- 
berechtigten eines Kreises im Deutschen Reiche 27 800. Sofort nadi 
dnrchgefOhrter Wahl hätte eine Kommission znsammeotreteD müssen, 
der die Aufgabe zugefallen wäre, zu prflfen, welche Wahlkreise 
mehr als 27800 x 2 = 55600 oder weniger als 27800 : 2 = 13900 
Wahlberechtigte aufwiesen. Alle derartigen Wahlkreise wären fOr 
die nächste Wahl zu ändern gewesen, natfirlich damit auch deren 
angrenzende Wahlkreise. \ach der obigen Antstellong wären also: 
Berlin, IL, IV. und VI. Wahlkreis, Mfinchen, I. Wahlkreis, Bochnm- 
Gelseokirchen-Hattingen, Hamburg, m. Wahlkreis, Essen, Ost- und 
Weststemberg, Waldeck ood Schaumbnrg-Lippe und die angrenzen- 
den Wahlbezirke zu ändern gewesen. Dabei wird allerdings an- 
genommen, dass keine Terfassnngsmässigen Hindernisse dieser Aende- 
rung im Wege stehen. 

Wenn Qbrigeos das Doppelte der Wähleranzahl als Maximum 
und die Hälfte als Minimum fQr unzutreffend, nämlich ftir eine zo 
weite Grenze angesehen wird, so kann das Uaximam mit l^^. Aas 
Minimum mit *,a der Wähleranzabl bestimmt werden. Welches Ver- 
hältnis anzunehmen ist, ist Sache der praktischen Erwägung und kann 
in verschiedenen Ländern verschieden bestimmt werden. Üebrigens 
erhalten die grüssereo Wahlbezirke in dem oben erwähnten Vor- 
schlage eo ipso einen grösseren Einänss, da bei den Ergänzungen 
diejenigen Bewerber jeder Partei genommen werden, die, ohne in 
ihren Bezirken die absolute Majorität erreicht zu haben, am meisten 
Stimmen erhalten haben. Eis haben die in grösseren Bezirken unter- 
legenen Kandidaten mehr Aussicht, ein Minoritätsmandat zu erhalten, 
da in einem grösseren Wahlbezirke unter sonst gleichen Verhält- 
nissen auch die Minorität stärker ist als iu einem kleineren Wahl- 
bezirke. 

Einige Bedeutung hat auch die Zusammensetzung der Kom- 
mission, welche die Wahlkreiseinteilung vorzunehmen hat. Am besten 
dOrfte die Einrichtung sein, dass die Abgeordneten in ihrer Gesamt- 
heit die eine Hälfte der Mitglieder aus ihrer Mitte wählen, während 
die Ernennung der anderen Hälfte der Regierung zufiele. Dabei 
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sollte auf eine entsprechende Beteiligung der statistischen Aemter 
Rücksicht genommen werden. Die definitive Einteilung in Wahl- 
bezirke könnte übr^ens dem Fsrlsmente selbst vorbehalten werden. 
Gut wäre es, wenn dieser Kommission ein genauer Termin zur 
Festlegung der Wahlbezirke für die nächste Wahl bestimmt würde, 
etwa ein Jahr nach Beendigung der Wahl als Maximum. Dieser 
Vorschlag passt übrigens nicht nur für Länder mit Proportional- 
wahlrecht, sondern wird namentlich in aolchen Ländern mit Erfolg 
durchzufUhren sein, deren Parlament auf Grimd des allgemeinen, 
gleichen und direkten Wahlrechte ohne Proportionalvertretung ge- 
bildet wird. 



Die bei der Wahl thatigen Behörden. 

Schon früher wurde erwähnt, dass eine bestimmte Frist zur 
Einreichung der Wahl vorschlage festzusetzen sei. Wo soll aber 
diese Einreichung vorgenommen werden, an einer Zentralstelle oder 
für jeden Wahlbezirk in seinem Hanptorte? Eine Zentralstelle 
dürfte eher zu empfehlen sein. Denn es scheint wünschenswert, 
dass das ganze Wahlverfahren, soweit es möglich ist, schon von 
allem Anfange an zentralisiert werde, weil dadurch eine grössere 
TJebersicht geschaffen würde. Es kSnnten ja die Wahlvorschl^e, 
um den praktischen Forderungen zu genfigeu, bei Bezirksbehörden 
einzureichen sein, die dann ihrerseits den Vorschiff sofort an die 
Zentralstelle zu leiten und gleichzeitig über die formelle Seite des 
Vorschusses Bericht zn erstatten hätten. Diese letztere Aufgabe 
hätte aber die Bezirksbehörde nur deshalb, um der Zentralbehörde 
die Aufgabe zu erleichtern. Diese lokale Behörde könnte dem- 
zufolge keine rechtskräftige Entscheidung über die Gesetzmässigkeit 
und Gültigkeit der Vorschläge treffen. Dies stünde einzig und allein 
der Zentralstelle zu, der Bericht der Bezirksbehörde hätte lediglich 
informativen Charakter. 

Ans welchen Behörden die Mi^|;lieder der Zentralstelle fUr Wahl- 
angelegenheiten zu nehmen sind, das kann nur durch die speziellen 
Verhältnisse des betreffenden Staates bestimmt werden. Doch wäre 
es gewiss nur anzuempfehlen, den statistischen Aemtern eine ent- 
sprechende Anzahl von Mitgliedern zu entnehmen. 

Diese Eommission hat in erster Linie alle Vorarbeiten zu be- 
sorgen. Sie nimmt die Vorschläge auf Grund der von der Regierung 
für einen bestimmten Tf^i^ festgesetzten Wahlen von den Bezirks- 
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behörden entgegen, prüft endgültig die formale Seite nach allen 
Richtnngen. Sie forscht also nach, ob die Zabl und die Qualifikation 
der Wähler, die den VoTschlag unterzeichneten, dem Gesetze ent- 
spricht, ob die vorgeschriebene Anzahl von Ersatzkandidaten nam- 
haft gemacht wurde, ob diese und der wirkliche Kandidat die ge- 
setzlichen Bedingungen erfüllen u. s. w. nnd entscheidet alle diese 
Angele genheiten. 

Am festgesetzten Tage — oben wurde der Termin mit 2 Wochen 
vor dem Wahltage bestimmt — hat die Zentralstelle die Annahme, 
der Kandidaturen zu schlieaaen. In den folgenden 8 Tagen werden 
die einzelnen Bezirksbehörden von den für ihr Bereich gesetzlich 
eingereichten und demzufolge gültigen Kandidaturen in amtlicher 
Weise benachrichtigt. Ebenso muss auch jede Bezirksbehörde von 
sämtlichen Kandidaturen jener Parteien, die in diesem Bezirk keinen 
Bewerber aufstellen, N^achricht erhalten ^. Die Bezirksbehörden haben 
unverzüglich die amtliche Publikation der Vorschläge in allen Wahl- 
orten, insbesondere in allen Wahllokalen, zn besorgen. So erhält 
der Wähler eine ganz genaue Uebersicht über alle auf den Plan 
tretenden Bewerber. Schliesslich muse auch das Nötige für die 
rechtzeitige Herstellung und Versendung der amtlichen Stimmzettel 
voi^ekehrt werden. Der australische Stimmzettel erfordert gewiss 
mehr Zeit nnd Arbeit bei seiner Herstellung, aber bei dem heutigen 
Stande der Technik der Buchdruckerei können sicherlich alle Stimm- 
zettel in 8 Tagen mit Leichtigkeit hergestellt und auch in die ein- 
zelnen Wahlorte versendet werden. 

Für die Bildung der Wahlkommissionen für den eigentlichen 
Wahlakt sind in den geltenden Wahlgesetzen meist Bestimmungen 
enthalten, deren Rezeption nichts im Wege steht. 

Die wichtigste aller Wahlbehörden ist die Zuerkennungakom- 
mission. Ihrer harrt die bedeutsame Aufgabe, die gerechte Verteilung 
der Mandate zu finden. Sie hat zusammenzutreten, wenn die Er- 
gebnisse sowohl der Haupt- als auch der Stichwahlen amtlich be- 
kannt worden sind. Im Gesetze ist dafür Sorge zu tragen, dass 
diese Verlautbarung mit möglichster Beschleunigung geschehe. Es 
ist gut, eine ganz kurze Frist — höchstens 8 Tage — festzusetzen. 
Alle Resultate werden der Zentralstelle mitgeteilt, die von nun ab 
als Zuerkeonungekommission zu fungieren hat. Diese Kontinuität 
dürfte nützlich sein. Denn infolge der Stetigkeit der Kommissions- 
mitglieder kann die ganze Wahlarbeit viel exakter und rascher durch- 



' Vgl. § 7. 
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geffibrt werden, als dies sonst der Fall wäre. Um jedes Hinaus- 
scbleppen der Mandatsverteilnng zu vermeiden, muss eine kurze 
Frist zur Dnrchföhrung der Arbeit bestimmt werden. 

Ein Einwand, der mitunter den Froportionalisten gemacht wird, 
ist der, dass die Recbnungen zu kompliziert seien und dass dadurch 
in solchen Gtegenden, die kulturell tief stehen, in denen sich viel- 
leicht ein beträchtlicher Prozentsatz von Analphabeten befindet, ein 
Proportional Wahlsystem unmöglich sei. Wenn aber die Rechnungen 
von einer Zentralstelle ausgefShrt werden, so schadet die Kom- 
pliziertheit der Methode gar nicht. Die Kommissionen in den Wahl- 
bezirken haben keine schwerere Aufgabe als bisher, da sie nicht 
zn rechnen, sondern nur zu zahlen haben. Dieses Zählen wird ihnen 
fiberdies durch den australischen Stimmzettel wesentlich erleichtert. 
Die Verteilung der Mandate kommt aber der Zentralstelle zu. 



Sie Agnoszierung der Mandate. 

Sobald die Zentralstelle för Wablangelegenheiten ihre Aufgabe 
durchgefShrt hat, stellt sie unverzüglich allen Abgeordneten Zertifi- 
kate aus, die zum Eintritt in das Parlament berechtigen. Damit 
ist aber noch nicht der rechtmässige Vorgang der Wahl beurkundet. 
Die Prüfung dieses Vorganges ist Sache des Abgeordnetenhauses 
oder eines hierzu berufenen obersten Gerichtes. Ob das eine oder 
das andere zu geschehen habe, ist zwar eine Frage, die an sich mit 
dem Prinzipe der proportionalen Vertretung nichts zu thun hat; 
denn es ist ebenso gut ein Proportionalwahlsystem denkbar, bei dem 
das Abgeordnetenhaus das Legitimationsrecht hat, als auch ein solches, 
bei dem dieses Recht einem obersten Gerichte zusteht. Gleichwohl 
ist an dieser Stelle darauf Rücksicht zn nehmen , dass die Üeber- 
weisung des Prüfungsrechtes an das Parlament nicht nur recht be- 
denkliche politische Folgen hat und haben muss, sondern auch dass 
diese in den meisten konstitutionellen und parlamentarischen Staaten 
getroffene Einrichtung dem Grundsatze der Trennung der Gewalten 
— hier der richterlichen und der gesetzgebenden Gewalten — wider- 
spricht '. Denn es wird eine wesentlich richterliche Funktion 

• Vgl, Georg Jellihek, .Ein VerfassungBgerichtohof für Oesterreich', Wien 
18S5; Heinrich Jaqubs, .Die Wahlprafung in den modernen Stciateii*, Wien 
1885, namentlich das in der letzteren Arbeit enthaltene, umfangreicbe und 
instmktive Material. 
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einem gesetzgebenden Körper Ubertr^en und dazu noch eine 
solche, bei der die Unbefangenheit der Richter, diese Kardinal- 
forderuug, die an jedes Qericht gestellt werden muss, sehr zweifel- 
haft, ja geradezu ausgeschlossen ist. 

Wollen wir also bei der Einführung eines Proportionalwahl- 
systems das ganze WahlTerfahren reformieren, wollen wir nicht auf 
halbem Wege stehen bleiben, so dDrfen wir die wichtige Frage, 
wem das Prüfungarecht der Mandate zustehen soll, nicht ausser acht 
lassen. Ob nun dieser Wahlgerichtshof ein eigens hiefQr bestellter 
sein oder ob mit der Prüfung der Mandate eine schon bestehende 
oberste Gerichtsbehörde betrant werden soll, ist eine Frage, die 
wegen ihres relativ entfernten Zusammenhanges mit der Idee der 
verhältnismässigen Vertretung und wegen der notwendig verschie- 
denen Beantwortung in verschiedenen Ländern füglich aus dem 
Kreise unserer Betrachtungen ansgeschieden werden darf. So viel 
aber muss allerdings als wichtige Forderung aufgestellt werden, dass 
nur einem obersten Gerichtshöfe und nicht dem Parlamente 
die Entscheidung über angefochtene Wahlen gegeben werden darf ^, 

Liegen Proteste vor, die innerhalb einer ganz kurzen Frist 
— etwa einer Woche nach vollzogener Wahl — eingebracht werden 
müssen, fo i&Wt dem hierzu bestellten Gerichtshöfe die Entscheidung 
über dieselben zu. In der Regel ^ soll diese Entscheidung innerhalb 
vier Wochen geföllt werden. Erklärt das Gericht eine Wahl für 
ungiltig, so kann dies aus dreierlei Gründen geschehen: 

I. Wegen persönlicher Unfähigkeit des Abgeordneten, ein Mandat 
zu erbalten. Diesen Umstand hat zwar schon die Zentralbehörde 
für Wahlangelegenheiten vorher amtlich zu prüfen, allein das Gericht 
kann, wenn die Wahlbehörde früher diese persönlichen Verhältnisse 
nicht berücksichtigt hat oder über dieselben falsch unterrichtet 
war, die Ungültigkeit des Mandats aussprechen. In diesem Falle 
tritt der Ersatzkandidat an die Stelle des ausscheidenden Abge- 
ordneten. 

II. Wegen ungesetzlich angelegter Wahllisten. 

III. Wegen bestimmter Vorgänge bei dem Wahlakt selbst, 
die nach dem Gesetze Ungültigkeit des Aktes nach sich ziehen. 

In den beiden letzteren Fallen muss eine neue Wahl aus- 
geschrieben werden. Es ist einleuchtend, dass dann auch die ge- 



' Vgl. auch Berhatzik , .RechUprechung und materieUe Rechtskraft*, 
Wien 1886, S. 262—266. 

' Vgl. auch Jaques, 1. c. S. 67- 
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samte proportionale Verteilung revidiert werden muss. Es können 
also erst dann die Mandate aller Abgeordneten agnosziert werden, 
wenn der Gerichtshof über alle eingebrachten Proteste entschieden 
hat. Alle Mandate haben bis zu dem Zeitpunkte ihrer Agnosziernng 
einen resolutiv-bedingten Charakter. Das ist aber nicht an£iaUig, 
weil auch heute alle Mandate vom Parlamente anerkannt werden 
mOssen und erst von da ab zu Recht beatehen. 

Die Entscheidung des Wablgerichtshofes muss eine endgültige 
sein, es darf unter keinen Umständen eine Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand bewilligt werden. Will man übrigens noch einen 
Schritt weitergehen, so kann man auch das Agnoszierungsrecht über 
nicht angefochtene Wahlen dem Gerichte überweisen und so dem 
gesetzgebenden Körper in der Legitimationsfrage jede richterliche 
Funktion nehmen. 

§ 15. 

Die Wahlbeteil^aog. 

Die Klage über eine zu geringe Wahlbeteiligung ist von allen 
Parteien oft erhoben worden. Mit Recht wird oft den Wahlent- 
haltungen eine grosse Bedeutung für den Ausgang einer Wahl bei- 
gelegt. Bei den deutschen Reichstagswahlen betrug das Verhältnis 
der abgegebenen Stimmenanzahl zur Wählerzahl, in Prozenten aus- 
drückt: 



Im Jahre 1871 . 


. 52,2 


. 1874 . 


. Bl,8 


. . 1877 . 


. 61 


. 1878 . 


. 63.6 


, 1881 . 


. 56,7 


, 1884 . 


. 60,9 


, 1887 . 


. 77.9 


, 18B0 . 


. 71,5 


. 1893 . 


. 72,4 


, 1898 . 


■ ^'^ 



Die Gründe, auf welche wir die Wahlenthaltungen zurückführen 
können, sind verschiedener Natur. Manche Wähler haben nicht die 
nötige politische Reife, um die Bedeutung der Wahl zu erkennen, 
manche stehen thatsächlich ausserhalb der Parteien, andere wieder 
sind zu bequem, als dass sie zur Wahl gingen, viele werden durch 
ihren Beruf irgendwie von der Ausübung des Wahlrechtes abgehalten. 
Das bei weitem grösate Kontingent stellen aber jene Wahlberech- 
tigten, die mit der einfachen Motivierung: „Auf meine Stimme kommt 
■ea nicht an!" sich der Wahl enthalten. Es steht ausser Zweifel, 
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dass gerade die Zahl derjenigen, die ans dem letztgenamitea Grunde 
der Wahl fernbleiben, eine ganz beträchtliche ist und dass dadurch 
Resultate bei den Wahlen erzielt werden, die durchaus nicht dem 
Parteien Verhältnisse in der Wäfalerachaft entsprechen. So werden 
im gegenwärtigen Wahlsysteme aach durch die Wahlenthaltungen 
falsche Majotitätei) geschaffen. Daher ist es auch begreiflich, dass 
man vielfach die Wahlpflicht an Stelle des Wahlrechts eingeführt 
wissen will. Man meint, es mUsstec Strafen fflr denjenigen Wahl- 
berechtigten bestimmt werden, der sich nicht an der Wahl be- 
teiligt. Die Entziehung der politischen Rechte wäre gewiss lächer- 
lich, denn der Bestrafte zeigt ja gerade dadurch, dass er sein 
wichtigstes politisches Recht, das Wahlrecht, nicht ausübt, Gleich- 
gültigkeit gegenüber dem Besteben seiner politischen Rechte. Es 
wäre sehr sonderbar, jemanden deshalb, weil er nicht wählte, da- 
mit zu bestrafen, dass man ihm sagte, von nun an dürfe er nicht 
mehr wählen. Eine Freiheitsstrafe wäre wohl zu streng. Geringe 
Geldbussen — denn hoch könnten sie doch nicht bemessen werden — 
würden bei der grossen Zahl der Wahlenthaltungen gelegentlich 
ihrer Exequierung eine unverhältnismäaaig mühevolle Arbeit erfor- 
dern. Ueberdies wäre es entschieden eine grosse Härte, jedermann 
zu zwingen, seine Stimme abzugeben; man wüaste dabei auch nicht, 
ob dann in diesen gezwungen abgegebenen Stimmzetteln auch die 
wahren U eh erzeug« ngen der Wähler zum Ausdruck kommen. Viel- 
leicht gefällt jemandem gar keine Partei, vielleicht widert ihn wegen 
mannigfacher Vorkommnisse die ganze Politik an, was ja nicht aus- 
geschlossen ist. So leicht eben theoretisch das Recht der Teil- 
nahme an der Regierung nachzuweisen ist, ebenso schwer ist es, 
eine Pflicht der Teilnahme durchzuführen. Die Einführung der 
Wahlpflicht ist also konsequenterweise 7.n verwerfen. Dies kann 
um so eher geschehen, als bei Geltung des vorgeschl^enen Systems 
ganz gewiss die Wahlbeteiligung eine viel stärkere wäre als bisher. 
Denn jede abgegebene Stimme hat eine zweifache Bedeutung. Za- 
nächst wirkt sie auf die Gestaltung des Resultates in dem einzelnen 
Wahlbezirke. Da hat sie dieselbe Funktion wie in dem jetzigen 
WahlBjsteme. Dann wird sie noch bei der Verteilungsberechnnng 
mitgezählt. Wenn beispielsweise eine Partei davon Überzeugt ist, 
dass sie in einem bestimmten Wahlbezirke über eine imponierende 
Majorität verfügt, so wird gleichwohl der einzelne Parteigänger 
nicht mehr nach alter Art sagen: .Auf meine Stimme kommt es 
nicht an!', sondern er wird sein Wahlrecht ausüben, da er weiss, 
dass seine Stimme nicht nur für den eigenen Bezirk von Bedeutung 



,y-COOgIC 



355] l>ie Stellung der Oew&hlten. 45 

ist, sondern auch bei der Verteilungsberechnang mitzählt, und unter 
Umständen kann ja eine einzige Stimme der Partei ein Mandat 
verschaffen. Umgekehrt wird anch eine im einzelnen Bezirke schwache 
Partei, obwohl sie weiss, dass sie keine Aussicht hat, die absolute 
Majorität zu erlangen, dennoch alle ihre Kräfte einsetzen, um im 
ganzen Reiche mehr Stimmen und damit auch mehr Mandate zu 
erhalten. Die „Zählkandidateo* im heutigen Sinne würden also 
verschwinden. 

Ueberall wäre eine riesige Wahlbetheiligung zu erwarten, ohne 
dass man zu dem Zwangsmittel der Wahlpflicht zu greifen brauchte. 
Schon frQher wurde wiederholt erwähnt, dass auch die Wahlergeb- 
nisse infolge der stärkeren Beteiligung andere und zwar gerechtere, 
dem that^chlichen Kräfteverhältnisse der Parteien entsprechendere 
sein mfissten, was gewiss nur ein Vorteil wäre. 

Es ist anch nicht zu unterschätzen, dass in dem hier vorge- 
schlagenen Systeme für Wahlbtlndnisse kein Platz mehr wäre. Denn- 
Eompromisse hätten da gar keinen Sinn, da hierbei der eine Teil 
unbedingt gewinnen, der andere unbedingt verlieren mOsste; denn 
jede Stimme hat Bedeutung. Nun ist es allgemein bekannt, dass 
gerade durch Wahlbündnisse, die oft zwischen den heterogensten 
Parteien ') geschlossen werden, den beteiligten Parteien der grösste' 
Schaden droht, da sie leicht gezwungen werden, ihre Grundsätze 
zu verleugnen oder wenigstens in den Hintergrund zu stellen. Den 
Freunden einer „reinlichen Scheidung' der Parteien kann also der 
erörterte Vorschlag nur willkommen sein. 

§ 16. 

Die Stellung der Gewählten. 

Das Proportional Wahlrecht birgt die Gefahr einer Parteiherr- 
Echaft in sich. Durch die Hervorhebung der Bedeutung der Parteien 
könnte bald eine gefährliche Schroffheit entstehen. Auch wäre es 
möglich, dass der Gewählte, da er doch eine Partei zu vertreten 
hat, gezwungen wflrde, in der Partei zu bleiben, selbst wenn ihm 
diese aus irgend einem Grunde nicht mehr zusagen sollte. Es 
könnte schliesslich auch die Gefahr des imperativen Mandats herauf- 
beschworen werden und so das mit dem Institute des imperativen 
Mandats zusammenhängende, längst Überwunden geglaubte Stände- 

' Ein Beispiel bietet daa vor einigen Jahren in Bayern zwiachen Sozial- 
demokraten und Klerikalen zur Bekämpfung der Liberalen geschlossene Wahl- 
kompromisB. 
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wesen oder Ständeunwesen in einer neuen Form — Parteien statt 
Stände — wieder aufleben. Soll aber das Pailament nicht zu einem 
blossen Gesandte nkongress der Parteien herabsinken, sondern soll 
es das sein und bleiben, was man gerechterweise von ihm verlangen 
darf und muss, eine von allen Seiten unabhängige, eben dadurch mit 
Macht ausgestattete Vertretung des Volkes, so mCssen Einrichtungen 
getroffen werden, die geeignet sind, die Freiheit der Gewählten nach 
jeder Richtung hin zu sichern. 

Mit dem Momente, da jemand Abgeordneter wird, ist er dem- 
gemäas an Aufträge der Wählerschaft ebensowenig gebunden wie 
an solche seiner Partei. Er kann politisch thätig sein, wie er will, 
er kann sich auch einer Partei anschliessen , auf deren Programm 
er nicht gewählt wurde, er kann seine Stimme in jedem einzelnen 
Falle abgeben, wie er es fUr gut findet, kurz, er ist rechtlich rOUig 
unabhängig. Diese Garantien sind freilich auch in den geltenden 
Verfassungen enthalten, aber es ist klar , dass bei Einffihrung der 
Proportionalwahl die bezüglichen Terfassungsrechtlichen Einrichtungen 
in ganz besonderem Masse hervorgehoben werden müssten, so dass 
der Grundsatz der Freiheit der Gewählten bis in seine äussersten 
Konsequenzen zur Durchführung käme. Thatsächlich ereignet es 
sich nur selten, dass jemand während der Dauer seines Mandates 
in eine andere Partei eintritt; aber es muss eine Sicherheit dafBr 
gegeben werden, dass der Abgeordnete die nötige Bewegungsfreiheit 
hat. Freilich verlangt das Prinzip der verhältnismässigen Vertretunf^, 
dass das Abgeordnetenhaus die Anschauungen der Wählerschaft pro- 
jicieren solle. Allein es ist ein Postulat des Parlamentarismus, 
dass der Abgeordnete während der Daner des Mandates, die Qbrigens 
aus schon oben * angeführten Gründen kurz zu bemessen ist, völlig 
unabhängig von seinen Wählern sei. Denn sonst erhielten wir kein 
starkes, sondern ein durch starren Parteidogmatismus lahmgelegtes 
Parlament *. 

Zur Sicherung der Freiheit der Gewählten ist natürlich auch 
ein vernünftiges Inkompatibilitätsgesetz notwendig. 

Durch das vorgeschlagene System selbst wäre auch eine Ver- 

' Vgl. § 8 zu Beginn. 

' Schon MiRABEkD, deu wir oben (S. 4, Anm. 2) sie GewährBraann der 
Proportionalisten erwähnten, sprach sich für die Freiheit der Ahgeordneten von 
ihren Wählern ans, indem er in ofTener Farlamentsaitzong aeinen die entgegen- 
gesetzte Anücbt vertretenden Kollegen höhnisch zurief, sie mögen doch zu 
Hause bleiben and nur ihre cahiers — die Instraktionen der Wähler — in das 
Parlament schicken. 
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minderung der Korruption zu gewärtigen. Wie oft kommt es vor, 
dass einzelne lokale Machthaber, um irgend einen Vorteil von der 
Regierung fUr sich zu erlangen, sich des Abgeordneten ihres Be- 
zirkes als Vermittlers bedienen! Die einzelnen Abgeordneten sind 
oft, ob sie wollen oder nicht, gezwungen, derartigen, mitunter recht 
kompromittierenden Wünschen nachzukommen, da sie fürchten mtissen, 
dass sie bei der nächsten Wahl fallen gelassen werden. Diese Angst 
fiele aber jetzt zum Teile weg, da es doch auch Minoritätsmandate 
gibt. Dass durch irgend ein Wahlsystem die parlamentarische Kor- 
ruption ganz ausgerottet werden könnte, ist undenkbar, da ja noch 
andere Ursachen in grosser Zahl mitwirken, aber dass sie vermindert 
werde, ist möglich. 

Es ist noch darauf hinzuweisen, dass in dem gemachten Vor- 
schlage die Bezirke nicht schlechter als bisher, sondern vielmehr 
noch besser vertreten sein würden. Denn der einzelne Bezirk könnte 
(und mflsste auch oft) zwei, drei, ja noch mehr Abgeordnete haben, 
was auf die Verteilungsberechnung zurückzuführen ist. 

§ 17. 
Ergebnisse. 

Nach Beendigung der theoretischen Erörtungen wäre es viel- 
leicht angezeigt, den ganzen Vorschlag in die Form eines Gesetz- 
entwurfes zu bringen. Es soll nicht geleugnet werden, dass dadurch 
das Projekt viel klarer würde, und dass damit auch ein Schritt nach 
vorwärts gemacht wäre. Aber ein solcher Entwurf kann nicht aus- 
gearbeitet werden, da dem Vorschlage nicht die Verhältnisse eines 
ganz bestimmten Staates zu Grunde gelegt wurden. Der Entwurf 
verlangte die spezielle Berücksichtigung der Verhältnisse des bezüg- 
lichen Landes. Deshalb kann von der Vorlage eines Wshlgesetz- 
entwurfes an dieser Stelle abgesehen werden. Aber eine ganz kurze 
Zusammenfassung der Ergebnisse dürfte von Nutzen sein. 

Die Grundforderung des hier vorgeschlagenen Systems ist die 
Schaffung so vieler Wahlbezirke, als die Zahl der zu ver- 
gebenden Mandate, dividiert durch zwei, ergibt. Innerhalb 
der einzelnen Bezirke herrscht Einerwahl. Die Abgrenzung der 
Wahlbezirke unterliegt nach jeder Wahl einer Revision ^. Eine 
gesetzlich bestimmte Zahl von Wählern kann innerhalb der fest- 
gesetzten Frist einen Wahlvorschlag für den einzelnen Bezirk ein- 
reichen, in dem ein wirklicher und mindestens zwei Ersatzkandidaten 

' Vgl. § 12. 
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namhaft zu macheD sind. Jeder Vorschlag hat die ParteizugehSrig- 
keit der Bewerber anzugeben, die Eandidaten niQssen Zustimmnngs- 
erkläruugen beilegen. Alle gehörig eingereichten Vorschläge sind 
Ton der Behörde zur bestimmten Zeit ohne Nennung der Namen 
der Unterzeichner zu veröffentlichen. Die Stimmzettel werden nach 
dem australischen Verfahren eingerichtet, sie mfissen also die Namen 
aller fQr den Bezirk vorgeschl^enen wirklichen und Ersatzkandidaten 
iß Übersichtlicher Weise aufgedruckt enthalten '. Bei der Wahl 
entscheidet wie bisher die absolute Majorität. Hat kein Kandidat 
die absolute Majorität erreicht, so ist eine engere Wahl zwischen 
jenen zwei Bewerbern, welche die relativ meisten Stimmen erhielten, 
vorzunehmen -. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los '. 

So ist -zunächst die Hälfte aller Abgeordneten gewählt, da 
es nur halb so viele Wahlbezirke als Uandate gibt. Nun wird be- 
rechnet, wie viel Stimmen jeder Partei im ganzen Reiche zagefallen 
sind und wie viel Abgeordnete jede Partei hätte, wenn die Ver- 
teilung der Mandate verhältnismässig nach der Anzahl der erhaltenen 
Stimmen vor sich gegangen wäre. Die Berechnung geschieht nach 
der von Haobneach-Bischoff und Sibgfbibd modifizierten d'Hosdt- 
schen Methode *. Hierauf erfolgt die Zuweisung so vieler Mandate 
an jede Partei, als sie noch rechnungsgemäss erhalten soU'^. Die 
auf solche Weise zu bestimmenden Abgeordneten werden aus der 
Zahl derjenigen genommen, die in ihren Bezirken nicht die ab- 
solute Majorität erreicht haben. Die Reihenfolge dieser Brgänzunga- 
abgeordneten richtet sich nach der Zahl der erhaltenen Stimmen. — 
Auf diese Weise wird die zweite Hälfte der Mandate besetzt. — 

So ist der Grundgedanke der proportionalen Wahl rein durch- 
geführt. Nicht das Starkeverhältnis der Parteiea im einzelnen 
Bezirke (wie in Belgien), sondern im ganzen Land bestimmt 
die Verteilung der Mandate. 

Für die Wahlangelegenheiten wird eine besondere Zentralstelle 
geschaffen, die sowohl die Kandidaturen anzunehmen als auch die 
Verteilung der Mandate durchzuführen hat ''. 

Die Entscheidung über Wahlproteste ist einem obersten, inap- 
pellablen Oerichtshofe zu übertragen. Mit der Ägnoszierang nicht 
angefochtener Wahlen kann entweder dieses oberste Gericht oder 
das Parlament selbst, wie es in England im Jahre 1868 geschah, 
betraut werden ^. 



■ Vgl. §§ 7 und 8. — " Vgl. § 6. — ' Vgl. § 10 am Ende. 
• Vgl. § 10. - ' Vgl. § 5. - ■ Vgl. § 13, - ' Vgl. § U. 
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Es sind sowohl die Wahlbezirke ale auch das Institut der Einer- 
wahl autrecht erhalten. Die Freiheit und Gebeimheit der Wahl ist 
gewährleistet '. Die Besorgnis, dass das System fßr die Praxis zu 
kompliziert sein könnte, ist durch die Schaffung einer Zentralstelle, 
die alle B«chDungen auszufahren hat, beseitigt. — Doppelkandidaturen 
sind aus praktischen Gründen zugelassen. Auch die , Wilden* er- 
halten die ihnen gebührenden Mandate ^. — Bei Ausscheiden eines 
Abgeordneten tritt der mit ihm zugleich gewählte Ersatzabgeord- 
nete ein. 

Die Wahlbeteiligung wäre, ohne dass man die Wahlpflicht ein- 
zafOhren brauchte, eine bedeutend regere. Für die Terderblichen 
Wahlbündnisse gäbe es keinen Platz mehr *. 

Die Korruption wäre vermindert, da die Abgeordneten von den 
lokalen Macbthabern unabhängiger als bisher wären. Die Wahl- 
bezirke selbst wären besser vertreten als in dem Systeme der reinen 
Mebrheitswahlen *, Die Interessen örtlich begrenzter Kreise kämen 
gewiss zur Geltung, dennoch wQrde dae System dem Zentralismus 
den Weg ebnen. — 

Die guten Seiten des geltenden Wahlsystems würden ftberall 
in den Vorschlag anfgenommen und so das erspriessliche Alte mit 
dem nützlichen Neuen verbunden. Deshalb wäre auch der IJeber- 
gang in solchen Ländern, die allgemeines, gleiches und direktes 
Wahlrecht — ohne proportionale Vertretung — haben, nicht allzu 
schroff. 

Es ist freilich noch nicht allgemein anerkannt, dass der Grund- 
satz der reinen Mehrheitswahlen keineswegs den Forderungen einer 
wahren Demokratie entspricht. Aber die Thatsache, dass man be- ' 
reits in mehreren Staatswesen dazu geschritten ist, das Prinzip der 
proportionalen Verteilung der Mandate durchzuführen, und das stets 
wachsende Interesse, das auch weitere Kreise dem Probleme der 
verhältnismässigen Vertretung zuwenden, beweisen das allmähliche 
Durchdringen der Erkenntnis, dass den Systemen der proportionalen 
Wahl die Zukunft gehört. 

Was das reine Mehrheitsprinzip nicht erfüllen konnte, das wird 
das Proportionalitätsprinzip zur Ausführung bringen: es wird einen 
Vertretungskörper schaffen, der daa getreue Abbild aller politischen 
Strömungen im Volke ist, und deshalb wird es wohl auch Gberall 
den Sieg ober das alte Wahlverfahren davontragen. — 



1 Vgl. § 7. - ' Vgl. 8 n. - » Vgl, § 15. - ' Vgl. 8 16. 

Wiflnpi Studien. III. B.I., 4, lieft. 4 [2< 
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